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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2017 Ausgegeben am 26. Juli 2017 Teil I

108. Bundesgesetz: Anderung des Okostromgesetzes 2012, des Elektrizitatswirtschafts- und
-organisationsgesetzes 2010, des Gaswirtschaftsgesetzes 2011, des KWK-
Punkte-Gesetzes und des Energie-Control-Gesetzes sowie Bundesgesetz, mit
dem zusatzliche Mittel aus von der Energie-Control Austria verwalteten
Sondervermogen bereit gestellt werden

(NR: GP XXV RV 1519 AB 1527 S. 190. BR: 9831 AB 9873 S. 870.)
[CELEX-Nr.: 320090072, 32009L.0073, 3201210027, 32014L.0094]

108. Bundesgesetz, mit dem das Okostromgesetz 2012, das Elektrizitatswirtschafts- und
-organisationsgesetz 2010, das Gaswirtschaftsgesetz 2011, das KWK-Punkte-Gesetz und
das Energie-Control-Gesetz geéndert werden, sowie das Bundesgesetz, mit dem
zusatzliche Mittel aus von der Energie-Control Austria verwalteten Sondervermdogen
bereit gestellt werden, erlassen wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Artikel 1:  Anderung des Okostromgesetzes 2012

Artikel 2:  Anderung des Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes 2010

Artikel 3: Anderung des Gaswirtschaftsgesetzes 2011

Artikel 4:  Anderung des Energie-Control-Gesetzes

Artikel 5. Anderung des KWK-Punkte-Gesetzes

Artikel 6: Bundesgesetz, mit dem zusatzliche Mittel aus dem von der Energie-Control Austria ver-
walteten Sondervermdgen bereit gestellt werden

Artikel 1
Anderung des Okostromgesetzes 2012

_ Das Bundesgesetz tber die Forderung der Elektrizitatserzeugung aus erneuerbaren Energietragern
(Okostromgesetz 2012 — OSG 2012), BGBI. | Nr. 75/2011, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 11/2012, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 1: ,.8 1. Kompetenzgrundlage und Vollziehung®.
2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu 8 7: ,,§ 7. Anerkennung von rohstoffabhéngigen Anlagen®.

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 8: ,,§ 8. Pflichten der Antragsteller und Anlagenbetreiber
von rohstoffabhingigen Anlagen®.

4. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu 8§ 9: ,,§ 9. Inhalt der Anerkennungsbescheide flr rohstoff-
abhéngige Anlagen®.

5. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 11: ,,§ 11. Anerkennung von Herkunftsnachweisen durch
die E-Control in Zweifelsfallen*.

6. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 15 folgender Eintrag eingefugt: ,.§ 15a Inhalt der
Vertragsantrage®.
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7. Im Inhaltsverzeichnis wird vor dem Eintrag zu § 16 folgender Eintrag eingefiigt: ,,§ 15b. Inhalt der
Vertragsurkunden®.

8. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu 8§ 18: ,,§ 18. Allgemeine Bestimmungen Uber die Tarifein-
stufung und Vergiitung®.

Z 8a. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 23 folgender Eintrag eingefugt: ,,§ 23a. Zusétzli-
che Mittel*.

Z 8b. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu 8§ 27 folgender Eintrag eingeflgt: ,,§ 27a. Investiti-
onszuschiisse flir Photovoltaikanlagen und Stromspeicher®.

9. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 51 folgender Eintrag eingefligt: ,,§ 51a. Transparenz
und Verdffentlichung gewihrter Forderungen®.

10. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 57 folgender Eintrag eingefugt: ,,§ 57a. Inkrafttre-
tens- und Ubergangsbestimmungen der OSG 2012-Novelle BGBI. | Nr. 108/2017«.

11. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Uberschrift lautet:
»~Kompetenzgrundlage und Vollziehung

8 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie
sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das
B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten kdnnen unmittel-
bar von den in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Einrichtungen versehen werden.*

12. In den § 4 Abs. 5, 8 14 Abs. 4, 8 17 Abs. 4, 8 18 Abs. 6, 8§ 19 Abs. 1, § 22 Abs. 6, § 24 Abs. 6, § 26
Abs. 5, 8§ 27 Abs. 5, §28, 829 Abs. 1 und Abs.2Z22,723,25,26,Z7,28 und Z9, § 29 Abs. 5, Abs. 6,
Abs. 7 und Abs. 9, § 30 Abs. 1, 8 31 Abs. 1, § 33 Abs. 1, § 34 Abs. 1 und Abs. 2, 8 35 Abs. 2, § 36 Abs. 1,
Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 5, § 37 Abs. 2, § 42 Abs. 3, 8 43 Abs. 2, § 45 Abs. 4, § 48 Abs. 2, 8 50 Abs. 2, § 51
Abs. 1 und Abs. 2, 8 52 Abs. 1 und Abs. 2, § 53 Abs. 1 und §58 Z 2, Z 3, Z 4 und Z 6 wird die Wortfolge
»Wirtschaft, Familie und Jugend* durch die Wortfolge ,,Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ ersetzt.

13.In 85 Abs.1 Z1 und §9 Abs. 1 Z9 wird jeweils der Ausdruck ,,BGBI. Il Nr. 89/2005 durch den
Ausdruck ,,BGBI. 1l Nr. 498/2008 ersetzt.

14.In § 5 Abs. 1 Z 5 wird vor dem Strichpunkt am Ende des ersten Halbsatzes folgende Wortfolge ange-
fugt:

,,oder von der Okostromabwicklungsstelle in das Okostromanlagenregister gemaR § 37 Abs. 5 aufge-
nommen wurde*

14a. 8§ 5 Abs. 1 Z 10 lautet:

,10. , Eigenversorgungsanteil der Anteil der Engpassleistung einer Anlage, fiir den keine Tarifforde-
rung geméan § 12 oder 8 17 beantragt wird.*

15. In §5 Abs. 1 Z 12 wird der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Wortfolge ange-
fligt: ,,bei Photovoltaikanlagen gilt die Modulspitzenleistung (Leistung in kWpeak) als Engpassleistung;*

16.In § 5 Abs. 1 Z 16 wird ein Strichpunkt angefugt.
17.In 85 Abs. 1 Z 17 und 19 entfallt jeweils das Wort ,,anerkannte®.

18.In § 5 Abs. 1 Z 20 wird die Wortfolge ,,anerkannt wurde* durch die Wortfolge ,,anerkannt oder von der
Okostromabwicklungsstelle in das Okostromanlagenregister gemal § 37 Abs. 5 aufgenommen wurde*
ersetzt.

19. In 8 5 Abs. 1 Z 23 wird vor dem Strichpunkt folgende Wortfolge eingeftigt:

,oder von der Okostromabwicklungsstelle in das Okostromanlagenregister gemiB § 37 Abs. 5 aufge-
nommen wurde*

20. In 8 5 Abs. 1 wird nach Z 26a folgende Z 26b eingefligt:

,,26b. ,rohstoffabhidngige Anlage* eine Stromerzeugungsanlage, die auf Basis von fester oder flussiger
Biomasse, Deponie- und Klargas oder Biogas Okostrom erzeugt;*
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21.In 85 Abs. 1 Z 32 wird der Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt; die Z 33 entfallt.

22. In 85 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck ,,BGBI. I Nr. 110/2010“ die Wortfolge ,.in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017* eingeflgt.
23. Die Uberschrift zu § 7 lautet:

»Anerkennung von rohstoffabhiéingigen Anlagen*

24.1n § 7 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,des Betreibers* durch die Wortfolge ,,des Betreibers einer rohstoff-
abhéngigen Anlage, die Okostrom erzeugt,* ersetzt.

25.1n 87 Abs. 1 Z 1 wird die Wortfolge ,,auf Basis erneuerbarer Energietrager betrieben* durch die Wort-
folge ,,auf Basis der in 8 5 Abs. 1 Z 26b genannten Energietrager betrieben* ersetzt.

26.1In 8§87 Abs. 1 Z 2 wird die Wortfolge ,,auf Basis erncuerbarer Energietriager* durch die Wortfolge ,,auf
Basis der Energietrdger gemal Abs. 1* sowie die Wortfolge ,,die nicht erneuerbare Energietrdger sind*
durch die Wortfolge ,,die nicht in Abs. 1 genannt sind* ersetzt.

27.In 87 Abs. 1 Z 3 wird das Wort , Primérenergietrager durch die Wortfolge ,,Energietrager gemaf
Abs. 1 sowie die Wortfolge ,,auf Basis erneuerbarer Energietrager durch die Wortfolge ,,auf Basis der
Energietrager geméal Abs. 1¢ ersetzt.

28. Die Uberschrift zu § 8 lautet:

»Pflichten der Antragsteller und Anlagenbetreiber von rohstoffabhéngigen Anlagen*

28a. § 8 Abs. 2 lautet letzter Satz sowie der folgende Satz wird angefligt:

,Der Landeshauptmann hat diese Nachweise zu priifen und bei Vorliegen der gesetzlichen Erfordernisse
der E-Control und der Okostromabwicklungsstelle, die erforderlichenfalls die Vergiitung der betroffenen
Anlage anzupassen hat (§ 18 Abs. 2), umgehend mit einer Bestdtigung der Richtigkeit zu Ubermitteln.
Dariiber hinaus hat der Landeshauptmann im Fall der Anerkennung der Anlage die Konzepte Uber die
Rohstoffversorgung gemal Abs. 1 Z 3 umgehend an die Okostromabwicklungsstelle und die E-Control
zum Zweck der Erstellung des Berichts gemé&R § 52 Abs. 1 zu iibermitteln.*

29. Die Uberschrift zu § 9 lautet:

,Inhalt der Anerkennungsbescheide fiir rohstoffabhéngige Anlagen*
30. In 8 9 Abs. 1 Z 2 entfallt die Wortfolge ,, ; bei Photovoltaikanlagen zusétzlich die Peakleistung®.

31.In8§9 Abs. 1 711,812 Abs. 2 Z6 und § 17 Abs. 2 Z 6 wird jeweils die Wortfolge ,,fiir fliissige Biok-
raftstoffe durch die Wortfolge ,.fiir fliissige Biobrennstoffe ersetzt.

32.In § 9 Abs. 3 wird das Wort ,,Bescheide* durch das Wort ,,Bescheiden* ersetzt.

33. In § 10 Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,,anerkannte Anlagen* durch das Wort ,,Okostromanla-
gen“ ersetzt und nach dem Wort ,,Datenbank* die Wortfolge ,,der E-Control* eingefiigt.

34. 8 10 Abs. 2 letzter Satz lautet:

,Die Ausstellung, Ubertragung und Entwertung hat mittels der automationsunterstiitzten Datenverarbei-
tung der E-Control zu erfolgen.*

35. In § 10 Abs. 9 entfallt das Wort ,,anerkannte*.

36. In § 10 Abs. 12 wird folgender Satz angefligt:
,»Die Marktteilnehmer sind verpflichtet, auf Nachfrage der E-Control wahrheitsgeméRe Angaben zu den
Preisen von Herkunftsnachweisen zu machen.

37. In 810 Abs. 13 wird die Wortfolge ,,Vorliegen eines Anerkennungsbescheids* durch die Wortfolge
»Vorliegen eines Anerkennungsbescheids oder einer Kontrahierung mit der Okostromabwicklungsstelle*
ersetzt; folgender Satz wird angefigt:

»Zur eindeutigen Anlagenbestimmung haben die Anlagenbetreiber der E-Control die Netzzugangsvertra-
ge auf elektronischem Wege zu libermitteln.*
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38. In § 10 werden folgende Abs. 14 und 15 angefligt:

,(14) Die Okostromabwicklungsstelle ist verpflichtet, Netzbetreibern, Stromerzeugern, Stromhand-
lern und der E-Control samtliche fiir die Administration und Abwicklung der Ausstellung, der Ubertra-
gung und der Entwertung der Herkunftsnachweise notwendigen, ihr durch die Férderabwicklung vorlie-
genden Daten wie inshesondere Anlagendaten, Betreiberdaten und Einspeisemengen uber deren Verlan-
gen ohne nahere Prifung zur Verfugung zu stellen. Diese Datenbekanntgaben kdnnen mittels automa-
tionsunterstiitzter Datenverarbeitung und -Gbermittlung erfolgen.

(15) Ans offentliche Netz angeschlossene Okostromanlagen, fiir die keine Kontrahierungspflicht
gemé&R § 12 oder § 13 qilt, sind vom Anlagenbetreiber — oder vom Netzbetreiber in der automatisations-
unterstiitzten Datenbank der E-Control gemaR Abs. 1 zu registrieren. Bei der Registrierung sind die An-
gaben gemall Abs. 6 zu machen und durch den abgeschlossenen Netzzugangsvertrag sowie weitere ge-
eignete Nachweise zu belegen. Die E-Control ist berechtigt, zur Uberpriifung der iibermittelten Informa-
tionen entsprechende Unterlagen nachzufordern; hierzu zahlen inshesondere Anlagenaudits und Anlagen-
bescheide.

39. Die Uberschrift zu § 11 lautet:
»Anerkennung von Herkunftsnachweisen durch die E-Control in Zweifelsfillen*

40. § 11 Abs. 2 lautet:

,(2) Im Zweifelsfall hat die E-Control lber Antrag eines Netzbetreibers oder des Betreibers einer
Okostromanlage oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen, ob ein Herkunftsnachweis fiir
Okostrom aus einer Okostromanlage den gesetzlichen Voraussetzungen des § 10 oder den Anforderungen
des Art. 15 der Richtlinie 2009/28/EG entspricht.*

41.In 812 Abs. 2 Z 1 und in 8§ 13 Abs. 1 Z 1 wird jeweils das Wort ,,Anlagen* durch die Wortfolge ,,roh-
stoffabhéngige Anlagen* ersetzt.

42.1n 8 12 Abs. 2 wird in Z 7 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 8 angefiigt:

,,8. fr Anlagen auf Basis von fliissiger Biomasse, die nicht den Bestimmungen des § 12 und § 19
der Kraftstoffverordnung 2012, BGBI. 1l Nr. 398/2012, in der Fassung der Verordnung BGBI. 11
Nr. 259/2014, sowie der Verordnung Uber die Verwendung von flissigen Biobrennstoffen zur
Minderung der Treibhausgasemissionen, BGBI. Il Nr. 15/2015, entsprechen.*

43. In § 14 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,des Einspeisevertrages® durch die Wortfolge ,,des Vertrages“ er-
setzt.

43a. In § 14 werden folgende Abs. 8 und 9 angefligt:
~ »(8) Ab dem 1.1.2018 besteht fiir neue Biogasanlagen nur dann eine Kontrahierungspflicht der
Okostromabwicklungsstelle zu den festgelegten Einspeisetarifen, wenn

1. die Einspeisung ferngesteuert regelbar ist,

2. die dabei eingesetzten Brennstoffe hochstens zu 30% aus den Kulturarten Getreide und Mais
bestehen und

3. die Anlagen eine maximale elektrische Leistung von 150 kW erbringen und einen Brennstoffnut-
zungsgrad von Uber 67,5% erreichen oder

4. die Biogaserzeugungsanlagen das produzierte Biogas auf Erdgasqualitat aufbereiten, in das 6f-
fentliche Gasnetz einspeisen, zwischen Verstromungsanlage und Biogaserzeugungsanlage eine
Mindestdistanz von 5 km besteht und die Verstromung entsprechend den Anforderungen des
8§ 21 Abs. 1 Z 2 bis 4 erfolgt.

Der Technologiebonus gemal § 21 kommt bei Anlagen nach diesem Absatz nicht zur Anwendung.
(9) Ab dem 1.1.2018 besteht fur neue Anlagen auf Basis fester oder fllissiger Biomasse nur dann ei-

ne Kontrahierungspflicht der Okostromabwicklungsstelle zu den festgelegten Einspeisetarifen, wenn die
Einspeisung ferngesteuert regelbar ist.*

44. 8§ 15 Abs. 2 lautet:

,(2) Der Antrag (das Anbot) auf Vertragsabschluss iiber die Kontrahierung von Okostrom hat aus-
schlieRlich unter Verwendung eines von der Okostromabwicklungsstelle zur Verfiigung zu stellenden
elektronischen Abwicklungssystems sowie zu den gemal § 39 genehmigten Allgemeinen Bedingungen
zu erfolgen. In den Allgemeinen Bedingungen kann unter anderem Folgendes vorgesehen werden:

1. vor der Antragstellung ist eine gesonderte Registrierung erforderlich;
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2. Antrage (Anbote) bzw. Registrierungen vor der Antragstellung sind unter Zuhilfenahme automa-
tionsunterstiitzter Datenverarbeitung einzubringen und zu bearbeiten;

3. sonstige fur die administrative Abwicklung der Antragstellung bei der Okostromabwicklungsstel-
le erforderlichen Vorgaben.

Die Allgemeinen Bedingungen der Okostromabwicklungsstelle diirfen gesetzlichen Bestimmungen nicht
widersprechen.«

45, In 8 15 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,§ 7 sowie* durch die Wortfolge ,,§ 7, soweit dieser erforderlich ist,
die geméaR § 15a Abs. 1 geforderten Unterlagen sowie® ersetzt.

46. Dem § 15 Abs. 3 wird folgender Satz angefligt:

,.Die Okostromabwicklungsstelle ist bei Antragen auf Kontrahierung, die keinen Platz mehr im Kontin-
gent finden, nicht verpflichtet, die Angaben der Betreiber inhaltlich zu priifen.”

47. In § 15 Abs. 5 wird im letzten Satz das Wort ,.dritten” durch das Wort , fiinften“ ersetzt; folgender
Satz wird angefugt:

,»Nach Ablauf des vierten Folgejahres sind, abweichend von § 18 Abs. 1, dem Vertrag die letztverfiigha-
ren Preise und Allgemeinen Bedingungen der Okostromabwicklungsstelle zugrunde zu legen.«

48. § 15 Abs. 6 lautet:

,»(6) Erbringt ein Antragsteller fiir eine Photovoltaikanlage nicht binnen drei Monaten nach Annah-
me des Antrages einen Nachweis Uber die Bestellung der Photovoltaikanlage, flr die er den Antrag ein-
gebracht hat, oder wird eine Photovoltaikanlage nicht innerhalb von neun Monaten, eine Kleinwasser-
kraftanlage oder eine rohstoffabhéngige Anlage nicht innerhalb von 36 Monaten oder eine Windkraftan-
lage nicht innerhalb von 48 Monaten oder eine sonstige Anlage nicht innerhalb von 24 Monaten nach
Annahme des Antrags in Betrieb genommen, gilt der Vertrag tiber die Kontrahierung von Okostrom als
aufgelost, sofern der Antragsteller nicht glaubhaft macht, dass die Ursachen daflir nicht in seinem Ein-
flussbereich liegen. Das aus der Auflésung dieses Vertrages frei werdende Unterstiitzungsvolumen ist
dem Unterstiitzungsvolumen der jeweiligen Anlagenkategorie im laufenden Kalenderjahr zuzurechnen.*

49. In § 15 Abs. 7 wird der Punkt im letzten Satz durch einen Strichpunkt ersetzt und die Wortfolge ,,zu-
dem konnen in der Verordnung gemaR § 19 anlagenbezogene Bestimmungen zur Reihung von Antrégen
aufgenommen werden.* angefiigt.

50. Nach § 15 werden folgende §§ 15a und 15b samt Uberschriften eingefiigt:
»Ilnhalt der Vertragsantrige

§ 15a. (1) Anlagenbetreiber, die gegeniiber der Okostromabwicklungsstelle einen Antrag auf Ab-
schluss von Vertragen iiber die Abnahme und Vergiitung von Okostrom zu den gemaR § 39 genehmigten
Allgemeinen Bedingungen gemald der 8 12, § 13 und § 17 stellen, haben in ihren Antrdgen folgende An-
gaben zu machen und diese, insoweit keine Bescheide gemdl § 7 vorliegen oder diese Angaben nicht in
Bescheiden gemdR § 7 enthalten sind, erforderlichenfalls auch mit entsprechenden Unterlagen zu belegen:

1. Angaben Uber den rechtméaRigen Betrieb der Anlage sowie deren Standort;
2. Angaben (ber den eingesetzten Priméarenergietrager;

3. bei Anlagen, die uber einen Anerkennungsbescheid geméaR 8§ 7 verfligen, den Anerkennungsbe-
scheid;

. die technischen Grol3en der Anlage, inshesondere die Engpassleistung;

. die Ausfuihrung der Anlage, insbesondere eine Beschreibung der eingesetzten Technologie;
. die eindeutige Bezeichnung des Z&hlpunktes;

. Name und Adresse des Netzbetreibers, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist;

. Art und Umfang von Investitionsbeihilfen oder etwaiger weiterer Forderungen.

9. Eigenversorgungsanteil

Im Falle einer Anlagenerweiterung sind dem Antrag samtliche Unterlagen Uber die bestehende Anlage
geméR Z 1 bis Z 9, soweit sie nicht bereits bei der erstmaligen Antragstellung vorgelegt wurden, beizu-
schlieRen.

o~ o Ul A

(2) Betreiber von bestehenden und neuen Anlagen sind verpflichtet, auf Ersuchen der Okostromab-
wicklungsstelle alle fur die Kontrahierung und die Abwicklung der Okostromférderung notwendigen
Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen bereitzustellen. Die Okostromabwicklungsstelle ist auch erméach-
tigt, sdmtliche erforderlichen technischen, wirtschaftlichen und organisatorischen MalRhahmen, inklusive
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der Heranziehung von Sachverstandigen, zur Kontrolle der Richtigkeit der Angaben der Betreiber im
Zuge der Antragstellung und der Kontrahierung durch die Okostromabwicklungsstelle nach dem 3. Teil
dieses Bundesgesetzes zu ergreifen. Die damit verbundenen Aufwendungen sind der Okostromabwick-
lungsstelle als Mehraufwendungen im Sinn des § 42 Abs. 1 Z 2 abzugelten.

Inhalt der Vertragsurkunden

8§ 15b. In den Vertragsurkunden gem&R den 88 12 und 13 sind insbesondere folgende Angaben auf-
zunehmen:

1. Anlagenbezeichnung und Anlagenbetreiber;

2. Rechnungsdaten;

3. die zum Einsatz gelangenden Energietrager;

4. die Engpassleistung und der allfallige Eigenversorgungsanteil;
5. die genaue Bezeichnung des Zahlpunktes;

6. bei Photovoltaikanlagen die Art der Anbringung;

7. das Datum der Antragstellung.

Die Angaben sind auch in das gemaB 837 Abs.5 von der Okostromabwicklungsstelle gefiihrte
Okostromanlagenregister aufzunehmen.

51. In 816 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Betriebsjahres der Anlage® durch die Wortfolge ,,Betriebsjahres
der Anlage, ohne dass es einer gesonderten Auflésung des Vertrages bedarf* ersetzt; folgender Satz wird
angefiigt: ,,Die Zugehdrigkeit der Okostromanlage zum Okostromanlagenregister (§ 37 Abs. 5) bleibt
davon unberiihrt.*

52. 8§ 17 Abs. 1 letzter Satz lautet:

,Die dafiir notwendigen Mittel sind, soweit sie fiir Biogasanlagen Verwendung finden, nicht auf das zu-
sétzliche jahrliche Unterstutzungsvolumen gemal § 23 anzurechnen, wobei diese Mittel mit
11,7 Millionen Euro pro Jahr bis zum 31. Dezember 2021 begrenzt sind.*; folgende Satze werden ang-
fugt:

»Sollten in einem Jahr die Mittel nicht zur Génze ausgeschopft werden, konnen die in diesem Jahr iibrig
gebliebenen Mittel in das jeweils folgende Jahr bis zum 31. Dezember 2021 Ubertragen werden. Sollten in
einem Jahr die Mittel nicht ausreichen, um Antrdge geméaR Abs. 1 zu bedecken, kénnen zusatzlich Ver-
trage im AusmaR eines zweifachen Jahreskontingentes abgeschlossen werden, wobei die Mittel der Folge-
jahre anteilig zu reduzieren sind, sodass die durchschnittlichen j&hrlichen Mittel 11,7 Millionen Euro
nicht tbersteigen. Fiir die Ubrigen Anlagen hat die Okostromabwicklungsstelle Vertrage tiber die weitere
Abnahme von Okostrom nur unter Anrechnung auf das zur Verfiilgung stehende zusitzliche jahrliche
Unterstutzungsvolumen abzuschlielRen. <

52a. In 8 17 Abs. 2 wird nach Z 3 folgende Z 3a eingefiigt:
,.3a. zu mehr als 60% aus den Kulturarten Getreide und Mais bestehende Brennstoffe einsetzen;

53. 8 17 Abs. 3 lautet:

,,Der Abschluss von Vertrigen gemd3 Abs. 1 darf, ausgenommen fur Biogasanlagen mit Ablauf des
Einspeisetarifvertrages in den Jahren 2015, 2016 und 2017, pro Anlage nur einmal erfolgen. Antrage auf
Vertragsabschluss flir Biogasanlagen sind binnen 3 Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung ein-
zubringen und die Mittel unter Berucksichtigung der Abs. 5 bis 7 binnen 6 Monaten nach Inkrafttreten
dieser Bestimmung zu vergeben. Die aufzuwendenden Mittel sind den jeweiligen Jahren anzurechnen.
8 14 Abs. 1 bis 5, Abs. 8 Z 1 und Abs. 9 sowie 8 15 Abs. 1 bis 5 finden auf diese Vertrdge sinngeméaR
Anwendung, wobei fir Biogasanlagen der Antrag auf Vertragsabschluss nach dieser Bestimmung friihes-
tens 60 Monate vor Ablauf der Kontrahierungspflicht gemaR § 12 eingebracht werden kann. Die nach
Inkrafttreten dieser Bestimmung abgeschlossenen Vertrége fiir Biogasanlagen sind fir eine Laufzeit von
36 Monaten abzuschlieRen; eine einmalige Verldngerung der Laufzeit ist unter den Voraussetzungen des
§ 14 Abs. 8 auf Antrag, der frihestens 6 Monate vor Ablauf des Vertrages eingebracht werden kann,
moglich. Die Kontrahierungspflicht der Okostromabwicklungsstelle endet jedenfalls mit Ablauf von 20
Jahren ab der Inbetriebnahme der Anlage.*

54. Dem § 17 Abs. 4 werden folgende Abs. 5, 6 und 7 angefligt:

,(5) Vor dem Abschluss von Vertriigen gemaR Abs. 1 haben die Anlagenbetreiber der Okostromab-
wicklungsstelle die betriebswirtschaftlichen Kalkulationsgrundlagen (insbesondere Rohstoffbezugsver-
trage sowie Warmeabgabevertrage, soweit verfligbar) zu Ubermitteln. Ergeben sich daraus signifikante
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Abweichungen gegenlber den der Verordnung gemdl Abs. 4 zugrunde liegenden Kosten, hat die
Okostromabwicklungsstelle den Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft dartiber zu
informieren.

(6) Mit dem Antrag haben die Anlagenbetreiber
1. den Brennstoffnutzungsgrad des Kalenderjahres 2016, wobei unterjahrig in Betrieb genommene
Warmenutzungen auf ein ganzes Jahr hochzurechnen sind, fir Anlagen mit Ablauf des Einspei-
setarifvertrages im Kalenderjahr 2015 oder 2016 jenen vor dem Auslaufen des Einspeisetarifver-
trages, und
2. die Volllaststunden der Kalenderjahre 2010 bis 2016, fur Anlagen mit Ablauf des Einspeisetarif-
vertrages im Kalenderjahr 2015 oder 2016 jene der Kalenderjahre 2010 bis 2014 bzw. 2015, be-
kannt zu geben.
Der Brennstoffnutzungsgrad ist durch ein Gutachten, ausgestellt von einem Wirtschaftsprifer, einem
Ziviltechniker oder einem allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverstandigen oder einem
technischen Biro aus den Fachgebieten Elektrotechnik, Maschinenbau, Feuerungstechnik oder Chemie,
nachzuweisen.

(7) Die Okostromabwicklungsstelle hat an Hand der tibermittelten Werte nach Abs. 6 eine Reihung
der Anlagen, wobei beide Kriterien zu jeweils 50 % in die Gewichtung einflief3en, vorzunehmen.*

55. Die Uberschrift zu § 18 lautet:

»Allgemeine Bestimmungen iiber die Tarifeinstufung und Vergiitung*

56. In § 18 Abs. 1 wird nach der Wortfolge .,in das 6ffentliche Netz abgegebene Okostrommengen® die
Wortfolge ,,, soweit bei der Erzeugung die jeweils im Vertrag geméll § 15 vereinbarte Engpassleistung,
abziiglich eines allfdlligen Eigenversorgungsanteils, nicht iiberschritten wurde* eingefugt; folgender Satz
wird angefugt: ,,Einer solchen Abgabe ist eine kurzfristige und mit dem Regelzonenfiihrer abzustimmen-
de Reduktion oder Unterbrechung der Einspeisung zum Zwecke der Minimierung der Aufwendungen fiir
Ausgleichsenergie gemal § 37 Abs. 4 gleichzuhalten.

57. Nach § 18 Abs. 1 werden folgende Absétze eingefugt:

,»(1a) Bei Anlagen mit Lastprofilzihlern hat die Okostromabwicklungsstelle im Falle von Uber-
schreitungen der Engpassleistung, abzlglich eines allfalligen Eigenversorgungsanteils, geméR Abs. 1
zweiter Satz die aus der Leistungsiiberschreitung resultierenden Erzeugungsmengen zum Preis gemaR
8 13 Abs. 3 zu verguten. Die Abrechnung erfolgt auf Basis der Differenz zwischen den gemessenen Vier-
telstundenwerten und der Engpassleistung. Néhere Bestimmungen hierzu sind in den Allgemeinen Bedin-
gungen der Okostromabwicklungsstelle gemaR § 39 festzulegen.

(1b) Bei Anlagen ohne Lastprofilzahler ist anhand einer Plausibilitatspriifung der gemessenen Ein-
speisemengen festzustellen, ob eine Leistungsuberschreitung, abzlglich eines allfélligen Eigenversor-
gungsanteils, vorliegt. Die dabei geltenden Kiriterien sind in den Allgemeinen Bedingungen der
Okostromabwicklungsstelle gemaR § 39 festzulegen. Eine Leistungsiiberschreitung ist jedenfalls dann
anzunehmen, wenn die eingespeiste Energie die Engpassleistung, abzuglich eines allfalligen Eigenversor-
gungsanteils, multipliziert mit den jeweiligen Volllaststunden gemaR § 23 Abs. 5, um 20% uberschritten
hat.*

58. In § 20 Abs. 2 Z 6 wird die Wortfolge ,,§ 25 EIWOG* durch die Wortfolge ,,§ 51 in Verbindung mit
§ 52 EIWOG 2010 ersetzt.

60. In § 22 Abs. 1 wird vor dem Wort ,,Betriebskosten das Wort ,,nominellen‘ eingefligt.

61. In § 22 Abs. 6 lautet der zweite Satz:

,,Bei einem betriebswirtschaftlich wirksamen Riickgang der Betriebskosten im Vergleich zu den nominel-
len Betriebskosten im Jahr 2006 hat der Bundesminister fur Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft
durch Verordnung eine Senkung oder Aussetzung in dem erforderlichen Ausmal zu verordnen.*

62. In § 23 Abs. 3 Z 2 wird nach der Wortfolge ,,bis 500 kW* die Wortfolge ,,und hochstens 1 Million
Euro fir die Kontrahierung von Biogasanlagen geméR § 14 Abs. 8 angefugt.

63. In § 23 Abs. 3 Z 4 wird die Wortfolge ,,1,5 Millionen* durch die Wortfolge ,,2,5 Millionen* ersetzt.
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64. In § 23 Abs. 3 Z 5 lautet der letzte Satz:

,,Ab dem 1. Janner 2018 entféllt auf den Resttopf ein Betrag von 12 Millionen Euro. Dieser Betrag redu-
ziert sich innerhalb der ersten vier Jahre nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017 pro
Kalenderjahr um 1 Million Euro.*

64a. In § 23 Abs. 5 lautet der dritte Satz: ,,Die fiir das zusétzliche jéhrliche Unterstiitzungsvolumen malR-
geblichen Mengen bestimmen sich durch Multiplikation der in dem Anerkennungsbescheid gemaR § 7
oder Vertragsantrag geméaR 8§ 15a enthaltenen Engpassleistung, abzuglich eines allfalligen Eigenversor-
gungsanteils, mit der fiir die Okostromanlage geltenden durchschnittlichen jahrlichen Anzahl von Voll-
aststunden.*

64b. Nach § 23 wird folgender § 23a samt Uberschrift eingefiigt:
»Zusitzliche Mittel

8§ 23a. (1) Fur die sofortige Kontrahierung von Windkraft geméaR § 56 Abs. 5 werden zusétzlich zu
§ 23 Abs. 3 flir im Jahr 2017 abzuschliefende Vertrdge 30 Millionen Euro und fur im Jahr 2018 abzu-
schlieBende Vertrage 15 Millionen Euro an Unterstiitzungsvolumen bereitgestellt. Soweit Mittel fur das
Jahr 2017 nicht ausgeschopft werden, sind diese auf die zusétzlichen Mittel fur das Jahr 2018 zu ibertra-
gen. Soweit Mittel fiir das Jahr 2018 nicht ausgeschdpft werden, flieRen diese dem zusétzlichen jahrlichen
Unterstiitzungsvolumen gemaR § 23 Abs. 3 Z 3 zu.

(2) Fur die sofortige Kontrahierung von Kleinwasserkraft werden zusatzlich zu 8 23 Abs. 3 flr im
Jahr 2017 abzuschlieRende Vertrédge 2 Millionen Euro und fur im Jahr 2018 abzuschlieBende Vertrage 1,5
Millionen Euro an Unterstlitzungsvolumen bereitgestellt. Soweit Mittel fur das Jahr 2017 nicht ausge-
schopft werden, sind diese auf die zusétzlichen Mittel flr das Jahr 2018 zu Uibertragen.

(3) Fur die Ubrigen Anlagen hat die Okostromabwicklungsstelle Vertrage tber die weitere Abnahme
von Okostrom nur unter Anrechnung auf das zur Verfligung stehende zusatzliche jahrliche Unterstit-
zungsvolumen geméR § 23 Abs. 3 abzuschlieBen.*

64c. In § 28 sowie § 29 Abs. 1 und Abs. 8 wird die Wortfolge ,,§ 25 bis § 27 durch die Wortfolge ,.§ 25
bis § 27a“ ersetzt.

65. In § 26 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,zu einer Erhhung des Regelarbeitsvermdgens* durch
die Wortfolge ,,zu einer Erh6hung der Engpassleistung oder des Regelarbeitsvermogens* ersetzt.

66. In 8 26 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,mit jahrlich 16 Millionen Euro* durch die Wortfolge ,,ab dem
Jahr 2017 mit jahrlich 20 Millionen Euro* ersetzt.

67. In 8§ 26 Abs. 3 wird im ersten Satz der Ausdruck ,,30%“ durch den Ausdruck ,,35%“ sowie der Aus-
druck ,,1 500 Euro* durch den Ausdruck ,,1 750 Euro* ersetzt.

68. In § 26 Abs. 3 wird im zweiten Satz der Ausdruck ,,20% durch den Ausdruck ,,25%“ sowie der Aus-
druck ,,1 000 Euro* durch den Ausdruck ,,1 250 Euro* ersetzt.

69. In § 26 Abs. 3 wird im dritten Satz der Ausdruck ,,10%“ durch den Ausdruck ,,15% sowie der Aus-
druck ,,400 Euro* durch den Ausdruck ,,650 Euro* ersetzt.
70. § 26 Abs. 3 und Abs. 6 sowie § 27 Abs. 3 wird jeweils folgender Satz angefiigt:

,In allen Fallen darf die Héhe des Investitionszuschusses nicht mehr als 45% der umweltrelevanten
Mehrkosten betragen. Davon unberiihrt bleiben allféllige Zuschldge gemafR der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tber die Arbeitsweise der Europdischen Union, ABI.
Nr. L 187 vom 26.06.2014, S. 1.«

71. § 26 Abs. 5 letzter Satz lautet:

,,Die Inbetriebnahme ist durch eine Bestatigung des Netzbetreibers der Abwicklungsstelle fiir Investiti-
onszuschiisse nachzuweisen.

72. 8 27 Abs. 5 letzter Satz lautet:

,»Die Inbetriebnahme ist durch eine Bestitigung des Netzbetreibers der Abwicklungsstelle fiir Investiti-
onszuschiisse nachzuweisen.
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72a. Nach § 27 wird folgender § 27a samt Uberschrift eingefiigt:
»Investitionszuschiisse fiir Photovoltaikanlagen und Stromspeicher

8§ 27a. (1) Die Errichtung und Erweiterung einer Photovoltaikanlage sowie die Erweiterung einer be-
stehenden Photovoltaikanlage um eine Speicherkapazitat und die Erweiterung der Speicherkapazitat kann
durch Investitionszuschuss gefdérdert werden, wenn

1. die Anlage ausschlieBlich auf oder an einem Gebdude, einer baulichen Anlage oder auf einer
Betriebsflache (ausgenommen Grinflache) angebracht wird bzw. ist,

2. die Anlage an das offentliche Netz angeschlossen wird bzw. ist,

3. fur die dem Férderantrag zugrunde liegende Errichtung oder Erweiterung keine Tarifférderung
gemaR § 12 gewahrt wird und

4. fur die dem Forderantrag zugrunde liegende Errichtung oder Erweiterung keine Forderung auf
Grund des Klima- und Energiefondsgesetzes, BGBI. I Nr. 40/2007, zuletzt gedndert durch
BGBI. I Nr. 58/2017, oder auf Grund landesrechtlicher Bestimmungen in Anspruch genommen
wird. Die jeweiligen Abwicklungsstellen haben der Abwicklungsstelle fiir Investitionszuschiisse
auf Anfrage die anlagenbezogenen Daten zu ibermitteln.

(2) Die fur die Gewahrung von Investitionszuschiissen aufzubringenden Fordermittel sind fir die
Jahre 2018 und 2019 mit jahrlich 15 Millionen Euro begrenzt, wovon jahrlich mindestens 9 Millionen
Euro flr die Errichtung oder Erweiterung einer Photovoltaikanlage zu verwenden sind.

(3) Nach Malkgabe der verfugbaren Mittel ist die Hohe des Investitionszuschusses mit maximal 30%
des unmittelbar fir die Errichtung der Anlage erforderlichen Investitionsvolumens (exklusive Grund-
stiickskosten) begrenzt, maximal jedoch

1. bis zu einer Engpassleistung von 100 KW peq mit 250 Euro pro KW pes,
2. bei einer Engpassleistung von mehr als 100 KW pea bis 500 KW eax mit 200 Euro pro KW pes.

(4) Verfigt die Anlage Uber eine Speicherkapazitdt im Ausmal? von mindestens 0,5 KWh pro KW pea
installierter Engpassleistung oder wird eine bestehende Anlage oder eine bestehende Speicherkapazitét in
diesem Ausmal erweitert, kann zusétzlich ein Investitionszuschuss von 500 Euro pro kWh gewéhrt wer-
den. Es konnen bis zu 10 kWh Speicherkapazitat pro kW, installierter Engpassleistung nach dieser
Bestimmung geférdert werden.

(5) In allen Fallen darf die Hohe des Investitionszuschusses nicht mehr als 45 % der umweltrelevan-
ten Mehrkosten betragen. Davon unberihrt bleiben allfallige Zuschldge gemaR der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
ABI. Nr. L 187 vom 26.06.2014, S. 1.

(6) Wird die Anlage bzw. die Erweiterung um Speicherkapazitat nicht innerhalb von einem Jahr
nach Zusicherung des Investitionszuschusses durch den Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und
Wirtschaft in Betrieb genommen, gilt der Antrag auf Investitionszuschuss als zuriickgezogen und die
Zusicherung des Investitionszuschusses als verfallen. Diese Frist kann von der Abwicklungsstelle fir
Investitionszuschisse einmal um weitere sechs Monate verlangert werden, wenn besonders berticksichti-
gungswirdige Grunde vorliegen. Die Inbetriebnahme ist durch eine Bestatigung des Netzbetreibers der
Abwicklungsstelle flr Investitionszuschiisse nachzuweisen.

(7) Die Gewdéhrung von Investitionszuschissen fiir Photovoltaikanlagen erfolgt unter folgenden Vo-
raussetzungen:

1. Die Antragstellung erfolgt vor Beginn der Errichtung oder Erweiterung der Anlage oder Spei-
cherkapazitat ausschlieBlich Gber das elektronische Antragssystem der Abwicklungsstelle fir In-
vestitionszuschiisse. Dem Antrag ist der Nachweis Uber alle fiir die Errichtung oder Erweiterung
notwendigen Genehmigungen oder Anzeigen anzuschlieRRen.

2. Der Nachweis des fir die Errichtung oder Erweiterung erforderlichen Investitionsvolumens er-
folgt durch die Vorlage der Rechnungen und Zahlungsbelege an die Abwicklungsstelle.

3. 824 Abs. 1, Abs. 2 2. Satz, Abs. 5, 6 und 8 sind anzuwenden.

(8) Die Richtlinien fur die Gewahrung von Investitionszuschissen fir Photovoltaikanlagen und
Stromspeicher gemaR § 30 sind abweichend von § 30 Abs. 3 erster Satz vom Bundesminister fiir Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Finanzen und dem Bun-
desminister fur Verkehr, Innovation und Technologie innerhalb von l&ngstens sechs Monaten nach In-
krafttreten dieser Bestimmung zu erlassen. Im Ubrigen gilt § 30.«
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72b. In § 29 Abs. 8 wird nach der Wortfolge ,mittlere Wasserkraftanlagen“ die Wortfolge ,,sowie Photo-
voltaikanlagen* eingefligt.

73.In 8 37 Abs. 1 Z 8 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 9 wird angeftigt:
,,9. die Fuhrung des Okostromanlagenregisters gemaR Abs. 5.

74. 8 37 Abs. 4 lautet:

.(4) Die Okostromabwicklungsstelle ist verpflichtet, alle Moglichkeiten der Minimierung der Auf-
wendungen fir die Ausgleichsenergie auszuschdpfen. Sie ist erméachtigt, alle zur Einhaltung der Fahrpla-
ne erforderlichen MaRBnahmen zu ergreifen, insbesondere auch den Ein- und Verkauf von elektrischer
Energie vorzunehmen. Die Okostromabwicklungsstelle ist insbesondere erméachtigt, Vertrage mit Strom-
borsen, Elektrizitatsunternehmen oder Endverbrauchern, die nicht Mitglied der Okobilanzgruppe sind,
abzuschlieRen, mit denen diese zum Bezug oder zur Lieferung auf Anforderung der Okostromabwick-
lungsstelle in Abstimmung mit dem Regelzonenfiihrer verpflichtet werden. Sie hat eine Abschatzung der
fiir Windkraftanlagen erforderlichen Aufwendungen fiir Ausgleichsenergie in der Bilanz gesondert darzu-
stellen.

75. 8 37 wird folgender Abs. 5 angefugt:

.(5) Die Okostromabwicklungsstelle ist verpflichtet, fiir Okostromanlagen, Mischfeuerungsanlagen
und Hybridanlagen mittels automationsunterstiitzter Datenverarbeitung eine Datenbank zu fuhren
(Okostromanlagenregister). In dieses Okostromanlagenregister sind von der Okostromabwicklungsstelle
samtliche Anlagen aufzunehmen, die mit der Okostromabwicklungsstelle Gber einen aufrechten Vertrag
nach dem 3. und 4. Teil dieses Bundesgesetzes verfiigen. In dieses Okostromlagenregister sind pro Anla-
ge mindestens folgende Daten aufzunehmen:

1. Anlagenbezeichnung und Anlagenbetreiber;
. Rechnungsdaten;
. die Menge der erzeugten elektrischen Energie;
. die Art und die Engpassleistung der Anlage;
. den Zeitraum und den Ort der Erzeugung;
. die eingesetzten Energietréager;
. Art und Umfang von Investitionsbeihilfen;
. Art und Umfang etwaiger weiterer Férderungen;
. Datum der Inbetriebnahme der Anlage;
10. Datum der AuRerbetriebnahme der Anlage.

Die Okostromabwicklungsstelle ist verpflichtet, aus diesem Okostromanlagenregister iiber deren schriftli-
ches Ersuchen den Netzbetreibern, der E-Control, den Landeshauptleuten und dem Bundesminister fir
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft in elektronischer Form Daten zur Verfugung zu stellen. Den
Anlagenbetreibern sind auf deren schriftliches Ersuchen die Daten zur Verfligung zu stellen. Diese Da-
tenbekanntgaben kénnen mittels automationsunterstiitzter Datenverarbeitung und -lbermittlung erfolgen.
Die Anlagenbetreiber sind verpflichtet, der Okostromabwicklungsstelle jede Anderung der Daten gemaR
Z 1 bis Z 9 unaufgefordert binnen 14 Tagen nach Anderung schriftlich oder in elektronischer Form mitzu-
teilen.*

O 00 ~NOoO Ol b WN

76. Nach § 40 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

,.(1a) Die Okostromanlagenbetreiber haben der E-Control sowie dem Bundeministerium fiir Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft auf Anfrage jederzeit Einsicht in alle Unterlagen und Aufzeichnungen
zu gewéhren sowie Auskinfte tber alle relevanten Sachverhalte zu erteilen, die zur Bemessung von Ein-
speisetarifen notwendig sind. Das betrifft insbesondere projektbezogene Rechnungen aus der internen
Kostenrechnung sowie Informationen iiber Investitionskosten oder laufende Kosten und Aufwendungen.*

77.1n 8 45 Abs. 4 Z 1 wird die Wortfolge ,,Forderungen gemall KWK-Gesetz“ durch das Wort ,,Photovol-
taikanlagen® ersetzt.

78.1In § 45 Abs. 5 entfallt Z 1.

79. In § 45 Abs. 5 lautet die Z 4:
4. Investitionszuschisse fur Photovoltaikanlagen gemaR § 27a;*
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folgende Z 5 wird angeflgt:

,». sofern Mittel nach Abzug der Aufwendungen gemal Z 2 bis Z 4 verbleiben, der Mehraufwen-
dungen der Okostromabwicklungsstelle fiir Okostrom (§ 42).«

80. 8§ 47 Abs. 1 erster Satz lautet:

,.Die Okostrompauschale ist von den Netzbetreibern den Endverbrauchern gemafs § 45 in Rechnung zu
stellen und vierteljéhrlich an die Okostromabwicklungsstelle abzufiihren.*

81. 8 48 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

,»Die Mittel sind in der von der Verordnung gemil3 Abs. 2 festgesetzten Hohe von den Netzbetreibern
monatlich an die Okostromabwicklungsstelle abzufiihren.

82. In § 50 Abs. 3 entfallen die Wortfolge ,,von Kraft-Wéarme Kopplungsanlagen geméR § 8 KWK-Gesetz
(Unterstlitzung fur bestehende Kraft-Wéarme Kopplungsanlagen) vierteljahrlich an die E-Control zu
Uberweisen. Die Mittel fur die Forderungen gemdal 8 7 KWK-Gesetz (Investitionszuschisse fiir neue
KWK) sowie“ sowie das Wort ,,sind“.

83. Nach § 51 wird folgender § 51a samt Uberschrift eingefiigt:
, Transparenz und Veroffentlichung gewéhrter Férderungen

§51a. (1) Die Okostromabwicklungsstelle hat ab 1. Juli 2016 dieses Bundesgesetz und alle auf
Grundlage dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen sowie alle gemal? diesem Bundesgesetz ge-
wahrten Beihilfen in Form von Einspeisetarifen gemaR § 12 und § 17, die in ihrer Gesamtheit pro Forder-
empfénger ber 500 000 Euro liegen, unter Anfiihrung folgender Informationen auf ihrer Website zu
verdffentlichen:

1. den Namen des Anlagenbetreibers;

. das Land, in dem sich die Anlage befindet;

. die Form der Férderung;

. die Hohe der Forderung in ihrer Gesamtheit;
. das Datum des Vertragsabschlusses;

. das Ziel der Férderung;

. die Bewilligungsbehdrde;

. soweit es sich bei dem Anlagenbetreiber um ein Unternehmen handelt, die Art des Unternehmens
und dessen Hauptwirtschaftszweig sowie
9. die Rechtsgrundlage aufgrund derer die Férderung gewahrt wurde.
Die Okostromabwicklungsstelle hat die genannten Informationen in einem Tabellenkalkulationsformat zu
verdffentlichen, das es ermdglicht, Daten zu suchen, zu extrahieren und problemlos im Internet zu verof-
fentlichen. Sie hat die veroffentlichten Informationen mindestens zehn Jahre ohne Einschrédnkungen of-
fentlich zugénglich und einsehbar zu halten.

(2) Fur die Abwicklungsstelle fur Investitionszuschisse gilt Abs. 1 flr Investitionszuschiisse geman
§ 25 bis § 27 sinngemaR.

0O ~NO O DN

83a. Dem § 52 Abs. 1 wird folgender Satz angefigt:

Zusdtzlich soll der Bericht eine Analyse der nach diesem Bundesgesetz zu erstellenden Rohstoffkonzep-
te bei Biogas- und Biomasseanlagen beinhalten.*

84. Nach § 52 Abs. 1 wird folgender Abs. la eingefiigt:

,»(1a) Zur Erstellung des Berichtes gemaR Abs. 1 sind die Lander verpflichtet, der E-Control samtli-
che Daten zur Forderung von Okostromanlagen sowie sonstige Angaben zur Erreichung der in diesem
Bundesgesetz genannten Ziele zu iibermitteln.*

85. § 55 Abs. 3 lautet:

,»(3) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustdndigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist,
begeht eine Verwaltungsubertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 75 000 Euro zu bestrafen, wer seinen
Verpflichtungen gemaR § 47 Abs. 1 und 3 nicht nachkommt.“
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86. Nach § 55 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingeftigt:

_ ,(4) Geldstrafen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes verhangt werden, flieen dem im Rahmen der
Okostromabwicklungsstelle eingerichteten Konto fiir Okostrom gemaf § 50 zu.“

86a. In § 56 werden folgende Abs. 5 und 6 angefugt:

»(5) Fiir Antrige betreffend Wind- und Wasserkraftanlagen besteht nach MalRgabe der verfiigharen
zusatzlichen Mittel gemaR § 23a Abs. 1 und 2 eine sofortige Kontrahierungspflicht der Okostromabwick-
lungsstelle zu dem zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Tarif. Fir Windkraftanlagen sind auf den
Tarif folgende Abschldge entsprechend dem voraussichtlichen Zeitpunkt der Kontrahierung (Reihungs-
zeitpunkt) anzuwenden:

Reihungszeitpunkt Abschlag
gemaR § 15 Abs. 5

2018 7%
2019 7%
2020 8%
2021 10%
2022 11 %
2023 oder spater 12%

(6) Antrage auf sofortige Kontrahierung geméaR § 23a Abs. 1 und 2 sind innerhalb von drei Monaten
ab Inkrafttreten dieser Bestimmung bei der Okostromabwicklungsstelle zu stellen. Fir die Berechnung
der Reihung der Antrdge sowie die notwendigen Mittel wird als Basis fir den Marktpreis geméaR § 41
Abs. 3 das erste Halbjahr 2017 angenommen; die aliquoten Aufwendungen gemé&R § 42 Abs. 4 bestimmen
sich anhand des Gutachtens geméaR § 18 Abs. 6 flr das Jahr 2017 jedoch sind die Aufwendungen flr die
Technologiefordermittel der L&nder gemaR § 43 nicht zu berticksichtigen. Sofern kein Antrag auf soforti-
ge Kontrahierung gestellt wird, erfolgt eine Kontrahierung nach Mallgabe des VVorhandenseins von Mit-
teln aus dem zusatzlichen jahrlichen Unterstiitzungsvolumen nach § 23 Abs. 3.«

87. (Verfassungsbestimmung) Nach § 57 wird folgender § 57a samt Uberschrift eingefiigt:
»Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen der OSG 2012-Novelle BGBI. | Nr. 108/2017
8 57a. (1) (Verfassungsbestimmung) § 1 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) Die weiteren Bestimmungen dieses Bundesgesetzes treten wie folgt in Kraft:

1. das Inhaltsverzeichnis betreffend die Eintrdge zu den 8§ 7, 8, 9, 15a, 15b, 27a, § 5Abs. 1 Z 5,85
Abs.1Z17,85Abs. 1719, 85 Abs. 1Z 20, §5 Abs. 1 Z 23, die Uberschrift zu § 7, § 7 Abs. 1
Z 1 bis Z 3, die Uberschrift zu § 8, die Uberschrift zu § 9, § 10 Abs. 2, § 10 Abs. 9, § 10 Abs. 13,
8§812Abs.2Z71,813 Abs. 121, 815 Abs. 3, §15a, § 15b, § 16 Abs. 1,823 Abs. 3Z2,Z 4 und
Z5, § 26 Abs. 5, § 27 Abs. 5, die Uberschrift zu § 27a, § 27a Abs. 1 bis Abs. 7, § 37 Abs. 1 Z 9
und § 37 Abs. 5 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017 mit 1. Janner
2018;

2. das Inhaltsverzeichnis betreffend den Eintrag zu § 23a, 8§ 14 Abs. 8 und 9, § 17 Abs. 1 zweiter bis
funfter Satz, Abs. 2 Z 3a und Abs. 3 sowie Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 7, § 23a samt Uberschrift,
826 Abs. 1 und Abs. 2, 8 47 Abs. 1, § 48 Abs. 3, 8 50 Abs. 3 und § 56 Abs. 5 und Abs. 6 jeweils
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017 mit 1. Oktober 2017; fir bis zu diesem
Zeitpunkt bereits gestellte Antrage auf Vertragsabschluss iiber die Kontrahierung von Okostrom
gilt 8 15 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017;

3. das Inhaltsverzeichnis betreffend den Eintrag zu § 51a, § 5 Abs. 1 Z 10, § 8 Abs. 2 flinfter und
sechster Satz, § 18 Abs. 1a und Abs. 1b, § 26 Abs. 3 und Abs. 6, § 27 Abs. 3, § 51a samt Uber-
schrift und 8 52 Abs. 1 letzter Satz und 1a jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2017 mit dem der Kundmachung folgenden Monatsersten;

4. alle Gibrigen Bestimmungen mit dem der Kundmachung folgenden Tag.

(3) Die fur Biogasanlagen gemal § 17 Abs.1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2017 zur Verfiigung stehenden Mittel sind fiir die Kontrahierung von Okostrom aus Biogasanla-
gen zu verwenden, fir welche die Kontrahierungspflicht der Okostromabwicklungsstelle gemaR § 12 oder
die Forderdauer gemaR den Bestimmungen des Okostromgesetzes, BGBI. | Nr. 149/2002, in der Fassung
BGBI. | Nr. 104/2009, ab dem 1. Janner 2015 abgelaufen ist. Eine Verglitung aus diesen Mitteln erfolgt
frihestens ab dem der Kundmachung folgenden Monatsersten.
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(4) Die auf Grundlage des OSG 2012, BGBI. | Nr. 75/2011, in der Fassung der Kundmachung,
BGBI. I Nr. 11/2012, erlassenen Verordnungen bleiben aufrecht.

(5) Die Okostromabwicklungsstelle hat bei der Erfiillung ihrer Aufgaben gemaR § 37 die sich aus
diesem Bundesgesetz ergebende gednderte Rechtslage zu beachten und ihre Allgemeinen Bedingungen
sinngeméf anzupassen.*

Artikel 2
Anderung des Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes 2010

Das Bundesgesetz, mit dem die Organisation auf dem Gebiet der Elektrizitatswirtschaft neu geregelt
wird (Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 — EIWOG 2010), BGBI. I Nr. 110/2010,
zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 174/2013, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 1: ,,§ 1. Kompetenzgrundlage und Vollziehung®.

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 16 folgender Eintrag eingeflgt: ,,§ 16a. Gemein-
schaftliche Erzeugungsanlagen®.

3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 18 folgender Eintrag eingefugt: ,,§ 18a. Allgemeine
technische Anforderungen®.

4. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 66 folgender Eintrag eingefligt: ,,§ 66a. Kleinster-
zeugungsanlagen*.

5. Im Inhaltsverzeichnis entfallt der Eintrag zu § 108.

6. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Uberschrift lautet:
»~Kompetenzgrundlage und Vollziechung
8 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie
siein 82, 83,88, 89, §10a, §11, 816 Abs. 2, §16a, § 18a, § 19, § 22 Abs. 1, § 24 bis § 36, § 37
Abs. 7, 8 38, § 39, § 48 bis § 65, 8 69, § 72, § 73 Abs. 2 und Abs. 3, § 76, § 77a bis § 79a, § 81 bis § 84a,
§ 88 Abs. 2 bis 8, § 89, 8 92 bis § 94, § 99 bis § 103, § 109 Abs. 2, § 110 bis § 112, § 113 Abs. 1 und
§ 114 Abs. 1 und 3 enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das B-VG

etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten kénnen in unmittelbarer
Bundesverwaltung besorgt werden.*

7. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 23 wird folgende Z 23a eingefugt:

»23a. ,,gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen® Erzeugungsanlagen, die elektrische Energie zur De-
ckung des Verbrauchs der teilnehmenden Berechtigten erzeugen;*

8. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 24 wird folgende Z 24a eingefiigt:

»24a. Hauptleitung® die Verbindungsleitung zwischen Hausanschlusskasten und den Zugangsklem-
men der VVorzéhlersicherungen;«

9. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 32 wird folgende Z 32a eingefiigt:

»32a. ,Kleinsterzeugungsanlagen* eine oder mehrere Erzeugungsanlagen, deren Engpassleistung in
Summe weniger als 0,8 KW pro Anlage eines Netzbenutzers betrégt;*

10. (Grundsatzbestimmung) § 7 Abs. 1 Z 58 lautet:

,08. ,,Primérregelung® eine automatisch wirksam werdende Wiederherstellung des Gleichgewichtes
zwischen Erzeugung und Verbrauch mit Hilfe eines definierten frequenzabhéngigen Verhaltens
von Erzeugungs- und/oder Verbrauchseinheiten, welche im Zeitbereich bis hdchstens
30 Sekunden nach Stoérungseintritt vollstdndig aktivierbar sein muss;*.

11. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 66 wird folgende Z 66a eingefiigt:

,06a. ,teilnehmender Berechtigter” eine juristische oder natiirliche Person oder eingetragene Perso-
nengesellschaft, die mit ihrer Verbrauchsanlage einer gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage zu-
geordnet ist;"
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12. (Grundsatzbestimmung) § 7 Abs. 1 Z 83 lautet:

,»83. ,,Zahlpunkt* die Einspeise- bzw. Entnahmestelle, an der eine Strommenge messtechnisch erfasst
und registriert wird. Dabei sind in einem Netzbereich liegende Z&hlpunkte eines Netzbenutzers
zusammenzufassen, wenn sie der Anspeisung von kundenseitig galvanisch oder transformato-
risch verbundenen Anlagen, die der Straenbahnverordnung 1999, BGBI. Il Nr. 76/2000, in der
Fassung der Kundmachung BGBI. Il Nr. 310/2002, unterliegen, dienen; im Ubrigen ist eine Zu-
sammenfassung mehrerer Zahlpunkte nicht zuléssig;*

13. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 83 wird folgende Z 83a eingefugt:

,83a. ,,Zeitreihe* der zeitliche Verlauf der entnommenen oder eingespeisten Energie in Viertelstun-
denwerten (ber eine zeitliche Periode;*

14. (Grundsatzbestimmung) Nach § 16 wird folgender § 16a samt Uberschrift eingefiigt:
»Gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen

8§ 16a. (1) Netzzugangsberechtigte haben einen Rechtsanspruch gegeniiber Netzbetreibern, gemein-
schaftliche Erzeugungsanlagen unter den Voraussetzungen von Abs. 2 bis 7 zu betreiben. Die freie Liefe-
rantenwahl der Endverbraucher darf dadurch nicht eingeschrénkt werden.

(2) Der Anschluss von gemeinschaftlichen Erzeugungsanlagen zur privaten oder gewerblichen Nut-
zung ist nur an gemeinschaftliche Leitungsanlagen, tber die auch die teilnehmenden Berechtigten ange-
schlossen sind (Hauptleitungen), im Nahebereich der Anlagen der teilnehmenden Berechtigten (Ver-
brauchsanlage) zuléssig. Der direkte Anschluss der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage an Anlagen im
Eigentum des Netzbetreibers oder die Durchleitung von eigenerzeugter Energie durch Anlagen des Netz-
betreibers an teilnehmende Berechtigte ist unzulassig.

(3) Die teilnehmenden Berechtigten kdnnen einen Betreiber der gemeinschaftlichen Erzeugungsan-
lage bestimmen, der sich vertraglich zum Betrieb der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage fiir die teil-
nehmenden Berechtigten verpflichtet und dem Netzbetreiber angezeigt wird.

(4) Die teilnehmenden Berechtigten und, sofern die gemeinschaftliche Erzeugungsanlage nicht von
den teilnehmenden Berechtigten selbst betrieben wird, der Betreiber der gemeinschaftlichen Erzeugungs-
anlage, schlieBen einen Errichtungs- und Betriebsvertrag, der zumindest die folgenden Regelungen ent-
halten muss:

1. Allgemein verstandliche Beschreibung der Funktionsweise der gemeinschaftlichen Erzeugungs-
anlage;
2. Anlagen der teilnehmenden Berechtigten und Zahlpunktnummern;
. jeweiliger ideeller Anteil der Anlagen der teilnehmenden Berechtigten (Verbrauchsanlage) an der
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage;
. Anlagenverantwortlicher fir die gemeinschaftliche Erzeugungsanlage;
. Betrieb, Erhaltung und Wartung der Anlage sowie die Kostentragung;
. Haftung;
. Datenverwaltung und Datenbearbeitung der Energiedaten der gemeinschaftlichen Erzeugungsan-
lage und der Anlagen der teilnehmenden Berechtigten durch den Netzbetreiber;
. Aufteilung der erzeugten Energie;

9. Aufnahme und Ausscheiden teilnehmender Berechtigter samt Kostenregelungen im Fall des
Ausscheidens (insbesondere Riickerstattung etwaiger Investitionskostenanteile, Aufteilung lau-
fender Kosten und Ertrége auf die verbleibenden teilnehmenden Berechtigten);

10. Beendigung des Vertragsverhdltnisses sowie die Demontage der gemeinschaftlichen Erzeu-
gungsanlage;
11. allfallige Versicherungen.

(5) Der Netzbetreiber hat

1. die Einspeisung in die Hauptleitung und den Bezug der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage
mit einem Lastprofilzahler oder unterhalb der Grenzen des § 17 Abs. 2 mit einem intelligenten
Messgerat gemdalt § 7 Abs. 1 Z 31 zu messen. Sind die Verbrauchsanlagen nicht mit intelligenten
Messgeréten ausgestattet, hat der Netzbetreiber diese binnen sechs Monaten zu installieren oder,
falls er nicht alle Verbrauchsanlagen mit intelligenten Messgeraten ausstatten kann, abweichend
von den ubrigen Bestimmungen dieses Absatzes sowie der Absdtze 6 und 7 die Energiewerte der
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage nach einem zwischen den teilnehmenden Berechtigten
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vereinbarten Aufteilungsschlissel zumindest jéhrlich mit den jeweiligen Verbrauchswerten zu
saldieren;

2. den Bezug der Kundenanlagen der teilnehmenden Berechtigten mit einem Lastprofilzahler oder
unterhalb der Grenzen des § 17 Abs. 2 mit einem intelligenten Messgerat gemall § 7 Abs. 1 Z 31
Zu messen;

3. die gemessenen Viertelstundenwerte der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage und der Anlagen
der teilnehmenden Berechtigten seiner Rechnungslegung an die teilnehmenden Berechtigten zu-
grunde zu legen sowie nach MaRgabe der Marktregeln den Lieferanten sowie dem Betreiber der
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage, sofern ein solcher gemaR Abs. 3 bestimmt wurde, zur
Verfugung zu stellen.

Die verbleibende Energieeinspeisung pro Viertelstunde, welche nicht den teilnehmenden Berechtigten
zugeordnet ist, gilt als in das 6ffentliche Netz eingespeist und ist der Bilanzgruppe des Stromhéndlers, mit
dem der Abnahmevertrag abgeschlossen wurde, zuzuordnen.

(6) Bei Verwendung von intelligenten Messgeraten missen die Energiewerte pro Viertelstunde ge-
messen und ausgelesen werden.

(7) Der Netzbetreiber hat den zwischen den teilnehmenden Berechtigten vertraglich vereinbarten sta-
tischen oder dynamischen Anteil an der erzeugten Energie den jeweiligen Anlagen der teilnehmenden
Berechtigten zuzuordnen. Bei Verwendung dynamischer Anteile kénnen diese zwischen den teilnehmen-
den Berechtigten viertelstiindlich neu zugeordnet werden. Die Ermittlung der Werte erfolgt nach Mal3ga-
be folgender Regelungen:

1. die Zuordnung hat pro Viertelstunde zu erfolgen und ist mit dem Energieverbrauch der jeweili-
gen Anlage des teilnehmenden Berechtigten in der jeweiligen Viertelstunde begrenzt;

2. der Messwert des Energieverbrauchs pro Viertelstunde am Z&hlpunkt der Anlage des teilneh-
menden Berechtigten ist um die zugeordnete erzeugte Energie zu reduzieren;

3. der Messwert der Energieeinspeisung in die Hauptleitung pro Viertelstunde am Zahlpunkt der
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage ist um die Summe der zugeordneten Energie zu vermin-
dern.

15. Nach § 18 wird folgender § 18a samt Uberschrift eingefiigt:
»Allgemeine technische Anforderungen

8§ 18a. (1) Die Netzbetreiber legen der Regulierungsbehdrde einen gemeinsamen Vorschlag fir all-
gemeine technische Anforderungen oder fur die Methode zur Berechnung und Festlegung der allgemei-
nen technischen Anforderungen, die nach den auf Basis der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 erlassenen
Leitlinien und Netzkodizes nicht abschlieBend festgelegt und auszuarbeiten sind, vor.

(2) Die Ausarbeitung des Vorschlages erfolgt gemeinsam durch die Netzbetreiber nach Anhérung
und Beriicksichtigung der Stellungnahmen betroffener Marktteilnehmer.

(3) Die Regulierungsbehorde ist verpflichtet, durch Verordnung die allgemeinen technischen Anfor-
derungen oder die Methode zur Berechnung und Festlegung der allgemein technischen Anforderungen
auf Grundlage des nach Abs. 1 und 2 erstellten Vorschlags zu bestimmen. Die Verordnung ist fur die
Dauer von hochstens funf Jahren zu erlassen. Fiir eine Neuerlassung oder Anderungen der Verordnung
gelten Abs. 1 und 2.

16. § 19 Abs. 3 lautet:

,,(3) Auf die in der Verordnung festzulegenden Standards fuir Netzbetreiber ist in deren Allgemeinen
Bedingungen zu verweisen, insoweit sie die Rechte und Pflichten des Netzbetreibers gegentber den
Netzzugangsberechtigten betreffen.*

17. (Grundsatzbestimmung) § 23 Abs. 2 Z 5 lautet:

,,5. die Ermittlung von Engpéassen in Ubertragungsnetzen sowie die Durchfiihrung von MaRnahmen
zur Vermeidung, Beseitigung und Uberwindung von Engpassen in Ubertragungsnetzen, weiters
die Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit. Sofern fur die Vermeidung oder Beseitigung
eines Netzengpasses erforderlich, schlieRen die Regelzonenflhrer in Abstimmung mit den be-
troffenen Betreibern von Verteilernetzen im erforderlichen Ausmaf und fur den erforderlichen
Zeitraum mit den Erzeugern Vertrdge, wonach diese zu gesicherten Leistungen (Erhéhung oder
Einschréankung der Erzeugung, Veranderung der Verfugbarkeit von Erzeugungsanlagen, Vorhal-
tung von Leistung mit geeigneter Vorlaufzeit) gegen Ersatz der wirtschaftlichen Nachteile und
Kosten, die durch diese Leistungen verursacht werden, verpflichtet sind; dabei ist Erzeugungsan-
lagen, in denen erneuerbare Energiequellen eingesetzt werden, der Vorrang zu geben und sicher-
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zustellen, dass bei Anweisungen gegenutber Betreibern von KWK-Anlagen die Sicherheit der
Fernwarmeversorgung nicht gefahrdet wird. In diesen Vertragen kénnen Erzeuger auch zu gesi-
cherten Leistungen, um zur Vermeidung und Beseitigung von Netzengpassen in anderen Uber-
tragungsnetzen beizutragen, verpflichtet werden. Bei der Bestimmung der Systemnutzungsent-
gelte sind den Regelzonenfiihrern die Aufwendungen, die ihnen aus der Erfullung dieser Ver-
pflichtungen entstehen, anzuerkennen;"

18. In § 28 Abs. 4 wird vor dem Punkt am Ende des letzten Satzes die Wortfolge ,,, und die keine Ver-
weise auf die Zugehdrigkeit zum vertikal integrierten Elektrizitdtsunternehmen enthalten* eingeftigt.

19. In § 30 Abs. 1 Z 2 entfallt der letzte Satz.

20. In § 31 Abs. 2 entfallt der zweite Satz.

21. In 8 64 wird der Ausdruck ,,§ 70 Abs. 2¢ jeweils durch den Ausdruck ,,§ 113 Abs. 2 ersetzt.
22. (Grundsatzbestimmung) Nach 8§ 66 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefugt:

,»(2a) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer
Engpassleistung von mehr als 20 MW verpflichtet sind, vorlaufige und endgltige Stilllegungen ihrer
Erzeugungsanlage oder von Teilkapazititen ihrer Erzeugungsanlage dem Regelzonenfiihrer und der Re-
gulierungsbehdrde méglichst frihzeitig, mindestens aber 12 Monate vorher anzuzeigen.*

23. (Grundsatzbestimmung) Nach § 66 wird folgender § 66a samt Uberschrift eingefiigt:
»Kleinsterzeugungsanlagen

8§ 66a. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass fur Kleinster-
zeugungsanlagen kein eigener Z&hlpunkt vergeben wird.

(2) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass Netzbenutzer, die in ihrer Anlage eine Kleins-
terzeugungsanlage betreiben und fiir die gemaR Abs. 1 kein Zahlpunkt eingerichtet wurde, hinsichtlich
der Kleinsterzeugungsanlage von den Verpflichtungen geméaR § 66 Abs. 1 und § 85 ausgenommen sind.*

24. 8 88 Abs. 2 erster und zweiter Satz lauten:

,»(2) Die Regulierungsbehdrde ist erméchtigt, zur Wahrnehmung der in Abs. 1 genannten Aufgaben
durch die Landesregierungen und zur Erfiillung der Aufgaben der Regulierungsbehdrde, Erhebungsmas-
se, -einheiten, und -merkmale, Merkmalsausprédgung, Datenformat, Haufigkeit, Zeitabstande und Verfah-
ren der laufenden Datenerhebung sowie Bestimmung des auskunftspflichtigen Personenkreises durch
Verordnung naher zu regeln. Die Verordnung hat hierbei jedenfalls die Erhebung folgender Daten zu
bestimmen:*

25. § 88 Abs. 8 erster und zweiter Satz werden durch folgende Sétze ersetzt: ,,Die in der Verordnung der
Regulierungsbehdrde gemaR Abs. 2 genannten Meldepflichtigen haben die Daten gemal dieser Verord-
nung bis spatestens 31. Marz des jeweiligen Folgejahres an die Regulierungsbehdrde zu Gbermitteln. Die
Regulierungsbehorde hat aus diesen Daten jéhrlich einen zusammenfassenden Bericht je Land an die
jeweilige Landesregierung zu Ubermitteln. Bei Bedarf erhalten die Landesregierungen Zugang zu den
jeweiligen landesspezifischen Daten gemal Abs. 2. Weiters sind unter sinngeméfer Anwendung des
ersten Satzes folgende Daten an die Regulierungsbehoérde zu tibermitteln:*

26. In 8 92 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,,Der Bundesminister fiir Wirtschaft, Familie und Jugend wird
erméchtigt,” die Wortfolge ,,auf Grundlage eines Vorschlags der Regulierungsbehorde® eingefiigt.

27. 899 Abs. 2 lautet:

,»(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zusténdigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung oder einen GeldbufRentatbestand bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit
strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu
75 000 Euro zu bestrafen, wer

1. denin 8 8 Abs. 1, 2 oder 3 oder § 9 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

2. seiner Verpflichtung zur Auskunft und Gewahrung der Einsichtnahme gemé&R § 10 nicht nach-
kommt;

3. entgegen 8§ 11, § 48 Abs. 2, 8 76 oder 8§ 84 Daten widerrechtlich offenbart;
4. seiner Anzeigepflicht gemafi § 14 oder § 80 Abs. 2 nicht nachkommt;
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. den aufgrund einer Verordnung der Regulierungsbehdrde gemdR 8 19 festgelegten Verpflichtun-

gen nicht entspricht;

. seinen Verpflichtungen zur Datentibermittlung gemaR § 19 Abs. 4 oder § 76 Abs. 4 nicht nach-

kommt;

. seiner Verpflichtung als Erzeuger gemdl § 23 Abs. 9 nicht nachkommt;
. seiner Verpflichtung gemaRl 8 37 Abs. 7 nicht nachkommt;

. seinen Verpflichtungen gemag § 69 nicht nachkommt;

10.

seinen Verpflichtungen als Lieferant oder Stromhéandler gemal § 65 oder § 78 Abs. 1 oder 2
nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung geméaR § 79 nicht entspricht;
seinen Verpflichtungen geméaR § 81 bis § 81b nicht nachkommt;

den aufgrund einer Verordnung geméfR § 81a, § 81b, § 83, § 84 oder § 84a festgelegten Ver-
pflichtungen nicht entspricht;

seinen Verpflichtungen gemaR § 82 oder § 83 nicht nachkommt;
seinen Verpflichtungen geméan § 84 nicht entspricht;

seinen Verpflichtungen gemal § 84a nicht entspricht;

seiner Verpflichtung gemaRl § 87 Abs. 4 nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung gemalR § 88 Abs. 4, 5, 6 oder 8 nicht nachkommt;

den auf Grund einer Verordnung gemal § 92 Abs. 2 angeordneten statistischen Erhebungen nicht
nachkommt;

den auf Grund der § 24 Abs. 2 des E-ControlG fiir den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes
erlassenen Bescheiden oder den darin enthaltenen Bedingungen, Befristungen und Auflagen
nicht entspricht.*

28. § 99 Abs. 3 entfallt.

29. § 104 Abs. 1 lautet:

,(1) Uber Antrag der Regulierungsbehérde hat das Kartellgericht mit Beschluss im Verfahren auRer
Streitsachen GeldbuRRen bis zu einem Hdchstbetrag von 10% des im vorausgegangen Geschéftsjahr erziel-
ten Jahresumsatzes tiber einen Ubertragungsnetzbetreiber oder ein Unternehmen, das Teil eines vertikal
integrierten Elektrizitatsunternehmens ist, zu verhéngen, der bzw. das vorsatzlich oder grob fahrléassig

1.

10.
11.

12.
13.
14.

denin 8 8 Abs. 1, 2 oder 3 oder § 9 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

2. entgegen 8 11, § 48 Abs. 2, § 76 oder § 84 Daten widerrechtlich offenbart;
3.
4. Bestimmungen der Verordnung 2009/714/EG oder der Verordnung 2009/713/EG oder der auf

seinen Verpflichtungen gemaR § 39 Abs. 1, 2, 3 oder 4 nicht nachkommt;

Grund dieser Verordnungen erlassenen Leitlinien nicht entspricht;

. Entscheidungen, die auf Bestimmungen der Verordnung 2009/714/EG oder der Verord-

nung 2009/713/EG oder der darauf basierenden Leitlinien beruhen, nicht nachkommt;

. Bestimmungen der auf Grund der Richtlinien 2009/72/EG oder 2009/73/EG erlassenen Leitlinien

oder Netzkodizes nicht entspricht;

. Entscheidungen, die auf Leitlinien oder Netzkodizes, die auf Grund der Richtlinien 2009/72/EG

oder 2009/73/EG erlassenen wurden, beruhen, nicht entspricht.

. den fiir eigentumsrechtlich entflochtene Ubertragungsnetzbetreiber in § 24, § 25, § 26 oder § 27

festgelegten Verpflichtungen, mit Ausnahme von § 27 Abs. 2 Z 3, nicht nachkommt;

. den fir unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber in § 28, § 29, § 30, § 31 oder § 32 festgelegten

Verpflichtungen, mit Ausnahme von § 30 Abs. 1 Z 3 und § 32 Abs. 1, nicht nachkommt;
denin 8 30 Abs. 1 Z 3 und § 33 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

den im Feststellungsbescheid nach § 34 Abs. 1 oder § 35 Abs. 1 festgelegten Auflagen nicht
nachkommt;

denin § 34 Abs. 3 Z 2 oder § 34 Abs. 7 festgelegten Anzeigepflichten nicht nachkommt;
denin § 26 Abs. 2 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;
den in § 28 Abs. 3 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt.*

30. § 108 samt Uberschrift entfallt.
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31. (Verfassungsbestimmung) In 8 109 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

,,§ 1 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017 tritt mit dem der Kund-
machung folgenden Tag in Kraft.“

32.In 8 109 Abs. 3 letzter Satz entféllt die vorangestellte Bezeichnung ,,(3)“.

33. 8 109 werden folgende Abs. 5 und 6 angefugt:

,(5) Das Inhaltsverzeichnis, § 16a, § 18a Abs. 1 und 2 samt Uberschrift, § 19 Abs. 3, § 28 Abs. 4,
8 64, §88 Abs. 2 und Abs. 8, 8 99 Abs. 2 und § 104 Abs. 1 treten mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft; zugleich treten § 30 Abs. 1 Z 2 letzter Satz, § 31 Abs. 2 zweiter Satz, § 99 Abs. 3, § 108
samt Uberschrift und § 109 Abs. 3 auBer Kraft.

(6) § 92 Abs. 1 tritt am 1. Janner 2018 in Kraft.

(7) 8 16a ist bis zum 31. Dezember 2024 im Sinne des § 18 BHG 2013 zu evaluieren und tritt mit
Ablauf des 31. Dezember 2025 auBer Kraft.«

34. 8 110 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,»(4) Die als Grundsatzbestimmungen bezeichneten Bestimmungen des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2017 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.«

Artikel 3
Anderung des Gaswirtschaftsgesetzes 2011

Das Bundesgesetz, mit dem Neuregelungen auf dem Gebiet der Erdgaswirtschaft erlassen werden
(Gaswirtschaftsgesetz 2011 — GWG 2011), BGBI. I Nr. 107/2011, zuletzt ge&ndert durch das Bundesge-
setz BGBI. I Nr. 19/2017, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 85: ,,§ 85. Ernennung®.
2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 86: ,,§ 86. Voraussetzungen der Ernennung*.

3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 170 folgender Eintrag eingefiigt: ,.§ 170a. Uber-
gangsbestimmung zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017¢.

4, § 30 Abs. 3 lautet:

»(3) Auf die in der Verordnung festzulegenden Standards fiir Netzbetreiber ist in deren Allgemeinen
Bedingungen zu verweisen, insoweit sie die Rechte und Pflichten des Netzbetreibers gegentber den
Netzzugangsberechtigten betreffen.*

5. Die §8 85 und 86 samt Uberschrift lauten:
»Ernennung

8§ 85. (1) Die Verrechnungsstellen fiir Transaktionen und Preisbildung fir die Ausgleichsenergie im
Verteilernetz (Bilanzgruppenkoordinator) sind je Marktgebiet von der Regulierungsbehérde nach Durch-
fiihrung eines transparenten Auswahlverfahrens nach den Grundsétzen des freien und lauteren Wettbe-
werbs sowie der Gleichbehandlung aller Bewerber zu ernennen. Aus Griinden der ZweckmaRigkeit und
Kostenersparnis ist die Ernennung eines Unternehmens fiir mehrere Marktgebiete zuléssig.

(2) Die Ernennung erfolgt mit Bescheid, welcher mit Bedingungen, Befristungen und Auflagen ver-
sehen werden kann, soweit diese zur Erfillung der Zielsetzungen dieses Gesetzes erforderlich sind. Die
Ernennung ist vorzunehmen, wenn die VVoraussetzungen gemaR § 86 vorliegen und zu erwarten ist, dass
das ernannte Unternehmen in der Lage ist, die Aufgaben gemal § 87 effizient, sicher und zuverldssig zu
erfillen. Dabei ist zu beachten, dass nach erfolgter Ernennung der Registrierungsaufwand fur Marktteil-
nehmer auf ein Minimum reduziert wird und die Harmonisierung der Ausgleichsregeln in Fernleitungs-
und Verteilernetz gemaR § 41 Abs. 4 befordert wird.

Voraussetzungen der Ernennung

§ 86. Eine Ernennung gemdl § 85 kann nur erfolgen, wenn

1. das ernannte Unternehmen die Aufgaben des Bilanzgruppenkoordinators kostenglinstig, sicher
und neutral gegentiber Marktteilnehmern zu erfillen vermag; eine kostenglinstige Besorgung der
Aufgaben ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn bei der Ermittlung der Kostenbasis fur die Ver-
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rechnungsstelle die fur die Bestimmung der Systemnutzungsentgelte anzuwendenden Verfahren
und Grundsatze zu Grunde gelegt werden;

2. das ernannte Unternehmen hinsichtlich Rechtsform, Organisation und Entscheidungsgewalt un-
abhangig von vertikal integrierten Erdgasunternehmen ist;

3. das ernannte Unternehmen in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft eingerichtet und mit ei-
nem Grundkapital von mindestens 3 Millionen Euro ausgestattet ist;

4. die Personen, die eine qualifizierte Beteiligung am ernannten Unternehmen halten, den im Inte-
resse einer soliden und umsichtigen Filhrung des Unternehmens zu stellenden Anspriichen geni-
gen;

5. der Sitz und die Hauptverwaltung im betreffenden Marktgebiet liegen, wobei in jenen Marktge-
bieten, in denen die Gesellschaft nicht ihren Sitz hat, eine regionale Niederlassung eingerichtet
werden kann;

6. das ernannte Unternehmen mindestens zwei Vorstandsmitglieder hat und in der Satzung die Ein-
zelvertretungsmacht, eine Einzelprokura oder eine Einzelhandlungsvollmacht fir den gesamten
Geschéftsbetrieb ausgeschlossen ist;

7. bei keinem der Vorstandsmitglieder ein Ausschlieungsgrund im Sinne des § 13 Abs. 1 bis 6
GewO 1994 vorliegt;

8. kein Vorstandsmitglied einen anderen Hauptberuf auferhalb des ernannten Unternehmens aus-
ubt, der geeignet ist, Interessenkonflikte hervorzurufen;

9. die Vorstandsmitglieder des ernannten Unternehmens bei anderen Unternehmensteilen eines
vertikal integrierten Erdgasunternehmens oder bei dessen Mehrheitsanteilseignern weder direkt
noch indirekt berufliche Positionen bekleiden oder berufliche Aufgaben wahrnehmen oder Inte-
ressens- oder Geschaftsbeziehungen zu ihnen unterhalten.

10. die Vorstandsmitglieder des ernannten Unternehmens auf Grund ihrer Vorbildung fachlich ge-
eignet sind und die fiir den Betrieb des Unternehmens erforderlichen Eigenschaften und Erfah-
rungen haben. Die fachliche Eignung eines Vorstandsmitglieds setzt voraus, dass dieser in aus-
reichendem Male theoretische und praktische Kenntnisse in der Abrechnung von Ausgleichs-
energie sowie Leitungserfahrung hat; die fachliche Eignung fiir die Leitung einer Verrechnungs-
stelle ist anzunehmen, wenn eine zumindest dreijahrige leitende Tatigkeit auf dem Gebiet der Ta-
rifierung oder des Rechnungswesens nachgewiesen wird;

11. das zur Verfligung stehende Abwicklungssystem den Anforderungen eines zeitgemaRen Abrech-
nungssystems gengt.*

6. In 8 112 Abs. 4 wird vor dem Punkt am Ende des letzten Satzes die Wortfolge ,,, und die keine Ver-
weise auf die Zugehdrigkeit zum vertikal integrierten Erdgasunternehmen enthalten* eingeflgt.

7.1n 8§ 114 Abs. 1 Z 2 entféllt der letzte Satz.
8. In § 115 Abs. 2 entfallt der zweite Satz.

9. § 147 Abs. 1 lautet:

,(1) Der Bundesminister fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft wird erméchtigt, auf Grundla-
ge eines Vorschlags der Regulierungsbehdrde statistische Erhebungen einschlieRlich Preiserhebungen und
Erhebungen sonstiger Marktdaten, insbesondere Wechselzahlen und Neukundenzahlen nach Kunden-
gruppen und sonstige statistische Arbeiten tber gasformige Energietrdger jeder Art, insbesondere auch
Uber biogene Gase, die in urspringlicher oder umgewandelter Form durch Verbrennen fir Zwecke der
Energiegewinnung verwendet werden konnen, anzuordnen und durchzufiihren.*

12. § 159 Abs. 2 lautet:

,»(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zusténdigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung oder einen Geldbuf3entatbestand bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit
strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu
75 000 Euro zu bestrafen, wer

1. denin 8 8 Abs. 1, 2 oder 3 oder 8§ 9 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

2. seiner Verpflichtung zur Auskunft und Gewéhrung der Einsichtnahme gemé&R 8§ 10 nicht nach-
kommt;

3. entgegen § 11, § 69 Abs. 3, § 123, § 129, § 129a oder § 156 Abs. 4 Daten widerrechtlich offen-
bart;

4. seinen Pflichten als Marktgebietsmanager gemaR § 14 bis § 16, § 19 oder § 63 nicht nachkommt;
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. seinen Pflichten als Verteilergebietsmanager geméR § 18 bis § 23, § 25 oder § 26 nicht nach-

kommt;

. seinen Pflichten als Netzbetreiber gemdal § 23, 8§ 28 und § 29, § 43, § 47, § 60 Abs. 5 oder § 67

nicht nachkommt;

. seiner Verpflichtung zur Bestellung eines technischen Betriebsleiters geméR § 45 Abs. 1 oder

Abs. 6 bzw. eines Geschaftsfihrers gemal 8 44 Abs. 1 Z 4 lit. b in Verbindung mit § 46 Abs. 1
nicht nachkommt;

. seiner Verpflichtung zur Anzeige geméR 8§ 45 Abs. 5 oder 6, 8 46 Abs. 2, § 51 Abs. 1, § 121 oder

§ 139 Abs. 1 oder 3 nicht nachkommt;

. seiner allgemeinen Anschlusspflicht gemaR § 59 nicht nachkommt;
10.
11.
12.
13.
14,

seinen Aufgaben als Bilanzgruppenkoordinator gemaf § 87 nicht nachkommt;

den in § 90 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung als Bilanzgruppenverantwortlicher gemafi § 91 nicht nachkommt;
seinen Pflichten als Speicherunternehmen gemaR § 97 oder § 99 bis § 105 nicht nachkommt;

den fir Verteilernetzbetreiber in § 106 festgelegten Verpflichtungen, mit Ausnahme von § 106
Abs. 2 Z 4, nicht nachkommt;

den fiir Speicherunternehmen in § 107 festgelegten Verpflichtungen, mit Ausnahme von 8§ 107
Abs. 2 Z 4, nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung als Erdgashéndler oder Versorger gemall § 121 oder 8§ 125 nicht nach-
kommt;

seiner Verpflichtung zur Datenlibermittlung geméaR § 123 Abs. 4 nicht nachkommt;
seiner Verpflichtung gemaR § 124 nicht nachkommt;
seinen Verpflichtungen geméaRl § 126 bis § 126b nicht nachkommit;

den aufgrund einer Verordnung geméaR 8§ 126a, § 126b, § 128 oder § 129a festgelegten Verpflich-
tungen nicht entspricht;

seinen Verpflichtungen gemal § 127 oder § 128 nicht nachkommt;
seinen Verpflichtungen gemafl § 129 nicht entspricht;

seinen Verpflichtungen gemal § 129a nicht entspricht;

seiner Verpflichtung gemaR § 133 nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung aus der geméBR § 131 Abs. 2 und 3 erlassenen Verordnung nicht nach-
kommt;

den auf Grund einer Verordnung der Regulierungsbehtérde gemall § 30 oder § 41 statuierten
Bestimmungen nicht entspricht;

den auf Grund einer Verordnung des Bundesministers fur Wissenschaft, Forschung und Wirt-
schaft gemal § 134 Abs. 3 bestimmten Voraussetzungen nicht entspricht;

seiner Verpflichtung als Bilanzgruppenkoordinator zur Einreichung Allgemeiner Bedingungen
gemal § 88 Abs. 1 nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung zur Eigenuberwachung geméR § 140 nicht nachkommt;

seinen Verpflichtungen geméag § 141 Abs. 4 nicht nachkommt;

den auf Grund einer Verordnung gemaR § 147 Abs. 2 angeordneten statistischen Erhebungen
nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung zur Auskunft geméaR § 156 nicht nachkommt

den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Bescheiden sowie den darin enthaltenen Bedin-
gungen, Befristungen und Auflagen nicht entspricht;

den auf Grund des § 12 und des § 24 Abs. 2 E-ControlG fiir den Geltungsbereich dieses Bundes-
gesetzes erlassenen Bescheiden oder den darin enthaltenen Bedingungen, Befristungen und Auf-
lagen nicht entspricht.*

13. § 159 Abs. 3 entfallt.

14. § 164 Abs. 1 lautet:

(1) Uber Antrag der Regulierungsbehérde hat das Kartellgericht mit Beschluss im Verfahren auRer
Streitsachen GeldbufRen bis zu einem Hochstbetrag von 10% des im vorausgegangen Geschéftsjahr erziel-
ten Jahresumsatzes Uber einen Fernleitungsnetzbetreiber, ein Speicherunternehmen, den Betreiber des
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Virtuellen Handelspunktes oder ein Unternehmen das Teil eines vertikal integrierten Erdgasunternehmens
ist, zu verhangen, der bzw. das vorsétzlich oder grob fahrléssig

1. denin 8 8 Abs. 1, 2 oder 3 oder § 9 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

2. entgegen 8 11, § 69 Abs. 3, § 123, § 129, § 129a oder § 156 Abs. 4 Daten widerrechtlich offen-
bart;

3. seinen Pflichten geméR § 32, § 34 bis § 37, § 43, § 47, § 62 bis § 65 oder § 67 nicht nachkommt;

4. den fiur eigentumsrechtlich entflochtene Fernleitungsnetzbetreiber in § 108 festgelegten Ver-
pflichtungen nicht nachkommt;

5. den fiir unabhangige Netzbetreiber und Fernleitungsnetzeigentiimer in § 109 bis § 111 festgeleg-
ten Verpflichtungen, mit Ausnahme von § 111 Abs. 2 Z 3, nicht nachkommt;

6. den fur unabhangige Fernleitungsnetzbetreiber und Fernleitungsnetzeigentimer in 8§ 112 bis
8 116 festgelegten Verpflichtungen, mit Ausnahme von 8 116 Abs. 1, nicht nachkommt;

. den in § 117 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

. den im Feststellungsbescheid nach § 119 oder § 120 festgelegten Auflagen nicht nachkommt;

. denin § 119 Abs. 2 oder § 119 Abs. 6 festgelegten Anzeigepflichten nicht nachkommt;

10. seiner Verpflichtung zur Auskunft geméaR 8§ 156 nicht nachkommt;

11.den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.715/2009 sowie der Verordnung (EG)

Nr. 713/2009 oder der auf Grund dieser Verordnungen erlassenen Leitlinien oder Netzkodizes
nicht entspricht;

12. Entscheidungen, die auf Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder der Verordnung
(EG) Nr. 713/2009 oder der darauf basierenden Leitlinien oder Netzkodizes beruhen, nicht nach-
kommt;

13. Bestimmungen der auf Grund der Richtlinie 2009/73/EG erlassenen Leitlinien nicht entspricht;

14. Entscheidungen, die auf Leitlinien beruhen, die auf Grund der Richtlinie 2009/73/EG erlassen
wurden, nicht entspricht.*

©O© 00

15. Dem § 169 werden folgende Abs. 6 und 7 angefigt:

,(6) Das Inhaltsverzeichnis, § 30 Abs. 3, die §§ 85 und 86 samt Uberschrift, § 112 Abs. 4 letzter
Satz, § 159 Abs. 2, § 164 Abs. 1 sowie § 170a samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 108/2017 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft; gleichzeitig treten § 114
Abs. 1 Z 2 letzter Satz, § 115 Abs. 2 zweiter Satz und § 159 Abs. 3 auBer Kraft.

(7) 8 147 Abs. 1, 3 und 6 tritt am 1. Janner 2018 in Kraft.*

16. Nach § 170 wird folgender § 170a samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmungen zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017

§170a. (1) Konzessionen der Bilanzgruppenkoordinatoren gemal § 85 GWG 2011, BGBI. |
Nr. 107/2011, erléschen mit der Ubernahme der Aufgaben durch das gemaR § 85 ernannte Unternehmen.
Die Bilanzgruppenkoordinatoren sind frihestens mit Ablauf des 30. September 2021 und spéatestens mit
Ablauf des 30. September 2023 gemal? § 85 GWG 2011, BGBI. | Nr. 108/2017, zu ernennen.

(2) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung geméR § 147 Abs. 1 gilt die Gasstatistikverordnung 2017,
BGBI. I1 Nr. 417/2016.«

Artikel 4
Anderung des Energie-Control-Gesetzes

Das Bundesgesetz Uber die Regulierungsbehérde in der Elektrizitats- und Erdgaswirtschaft (Ener-
gie-Control-Gesetz — E-ControlG), BGBI. | Nr. 110/2010, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 174/2013, wird wie folgt gedndert:

1. (Verfassungsbestimmung) § 1 Abs. 1 samt Uberschrift lautet:

»Kompetenzgrundlage und Vollziehung; Umsetzung von Unionsrecht

8 1. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung sowie die Vollziehung von Vor-
schriften, wie sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich derer das B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesem Bundesgesetz geregelten Angelegenhei-
ten konnen unmittelbar von den in diesen Vorschriften vorgesehenen Einrichtungen besorgt werden.*
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2.In 8 1 Abs. 2 wird am Ende der Z 1 der Beistrich durch einen Strichpunkt, am Ende der Z 2 der Punkt
durch einen Strichpunkt und am Ende der Z 3 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 4 und
5 werden angefigt:
4. die Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates zu Leitlinien fir
die transeuropdische Energieinfrastruktur und zur Aufhebung der Entscheidung
Nr. 1364/2006/EG und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 713/2009, (EG) Nr. 714/2009
und (EG) Nr. 715/2009, ABI. Nr. L 115 vom 25.4.2013, S. 39 (TEN-E-VO);

5. die Richtlinie 2014/94/EU Uber den Aufbau der Infrastruktur fur alternative Kraftstoffe, ABI.
Nr. L 307 vom 28.10.2014, S. 1.«

3. Nach § 3 Z 1 wird folgende Z 1a eingefligt:

»la. ,,0ffentlich zugénglicher Ladepunkt® ein Ladepunkt, an dem elektrische Energie als Kraftstoff
angeboten wird und zu dem alle Nutzer aus der Union nichtdiskriminierend Zugang haben. Der
nichtdiskriminierende Zugang kann verschiedene Arten der Authentifizierung, Nutzung und Be-
zahlung umfassen. Ein Ladepunkt ist eine Schnittstelle, mit der zur selben Zeit entweder nur ein
Elektrofahrzeug aufgeladen oder nur eine Batterie eines Elektrofahrzeuges ausgetauscht werden
kann;*

4. In § 3 wird der Punkt am Ende der Z 6 und Z 7 jeweils durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 8
und Z 9 werden angefiigt:

8. ,,Verordnung (EU) Nr. 347/2013“ die Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates zu Leitlinien fur die transeuropdische Energieinfrastruktur und zur Aufhe-
bung der Entscheidung Nr. 1364/2006/EG und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 713/2009, (EG) Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/2009, ABI. Nr. L 115 vom 25.4.2013, S. 39;

9. ,.Richtlinie 2014/94/EU* die Richtlinie 2014/94/EU (ber den Aufbau der Infrastruktur fir alter-
native Kraftstoffe, ABI. Nr. L 307 vom 28.10.2014, S. 1.«

5. In 8 5 Abs. 3 wird vor dem Punkt am Ende des zweiten Satzes die Wortfolge ,, , soweit dies nicht der
Unabhéngigkeit der Regulierungsbehdrde im Sinne von Art. 35 Abs. 4 Richtlinie 2009/72/EG und Art. 39
Abs. 4 Richtlinie 2009/73 widerspricht“ eingefugt.

6. 8 5 Abs. 4 lautet:

.(4) Die im OSG, mit Ausnahme des § 6 und § 9, im OSG 2012, mit Ausnahme des § 6, § 10 Abs. 1
und 8 11, im Preistransparenzgesetz, im Bundes-Energieeffizienzgesetz, im Energielenkungsgesetz 2012,
mit Ausnahme des § 15 Abs. 2 und 8 27 Abs. 2, im KWK-Gesetz, in § 69 EIWOG, BGBI. | Nr. 143/1998,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 112/2008, in § 92 EIWOG 2010, in § 147 GWG 2011
sowie in § 22a dieses Bundesgesetzes der E-Control Ubertragenen Aufgaben werden von der E-Control
unter der Leitung und nach den Weisungen des Bundesministers fir Wissenschaft, Forschung und Wirt-
schaft besorgt.*

7.1n 8 15 Abs. 3 wird der Ausdruck ,,§ 32¢ durch den Ausdruck ,,§ 31 ersetzt.

8. (Verfassungsbestimmung) In 8 21 Abs. 1 wird in den Z 8 und Z 9 nach dem Wort ,Leitlinien” jeweils
die Wortfolge ,,und Netzkodizes* eingefugt.

9. (Verfassungsbestimmung) In § 21 Abs. 1 wird am Ende der Z 11 und Z 12 der Punkt jeweils durch
einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 13 wird angefugt:
,,13. Verordnung (EU) Nr. 347/2013 und die auf Basis dieser Verordnung erlassenen Leitlinien und
delegierten Rechtsakte.*

10. Nach § 21 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a angefugt:

»(1a) Soweit die Verordnung (EU) Nr.2016/631 zur Festlegung eines Netzkodex mit Netzan-
schlussbestimmungen fiir Stromerzeuger, ABI. L 112 vom 27.4.2016, S. 1, und die Verordnung (EU)
Nr. 2016/1388 zur Festlegung eines Netzkodex fir den Lastanschluss, ABI. L 223 vom 18.8.2016, S. 10,
bestimmen, dass anstatt der Regulierungsbehdrde auch andere innerstaatliche Behdrden oder Stellen zu
ihrer Durchfuhrung erméchtigt werden kdnnen, gilt die Regulierungsbehérde als zustandige Behorde. Vor
einer Entscheidung geméal den in diesem Absatz genannten Verordnungen ist der Bundesminister fir
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft zu befassen.*
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11. Dem § 21 wird folgender Abs. 7 angefugt:

»(7) Die Regulierungsbehorde entscheidet mit Bescheid tiber Investitionsantrdge gemafR Art. 12 der
TEN-E-VO. Investitionsantrdge sind unter Auflagen, Bedingungen oder Befristungen zu genehmigen,
soweit diese zur Erfulllung der Zielsetzungen dieses Gesetzes oder der TEN-E-VO erforderlich sind. Der
Bescheid beruht auf dem gemaR Art. 12 Abs. 4 der TEN-E-VO hergestellten Einvernehmen mit den Gbri-
gen betroffenen Regulierungsbehdrden und ergeht an die betroffenen dsterreichischen Ubertragungsnetz-
oder Fernleitungsnetzbetreiber. Entscheidungen ber die grenziiberschreitende Kostenaufteilung sind bei
der Feststellung der Kostenbasis gemaR § 48 EIWOG 2010 bzw. § 82 GWG 2011 zu berticksichtigen.*
12. Nach § 22 wird folgender §§ 22a samt Uberschrift eingefuigt:

,Ladepunkteregister

8§ 22a. Die Betreiber 6ffentlich zuganglicher Ladepunkte melden diese der Regulierungsbehdrde. Die
Regulierungsbehoérde hat ein 6ffentliches Ladepunkteregister zu fihren, das soweit verfugbar die Ortsan-
gaben fir 6ffentlich zugéngliche Ladepunkte enthélt und allen Nutzern in offener und nichtdiskriminie-
render Weise zugénglich zu machen ist.*

13.In § 26 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck ,,§ 11 durch den Ausdruck ,,§ 12 ersetzt.

14. (Verfassungsbestimmung) In 8 42 Abs. 1 wird folgender Satz angefugt:

»§ 1 samt Uberschrift, §21 Abs.1 Z8, 9 und 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2017 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.*

15. Dem § 42 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

 o(4) 81 Abs. 2,83 Z1a 8und9, §5 Abs. 3 und 4, 815 Abs. 3, § 21 Abs. 1a und 7, § 22a samt
Uberschrift, § 26 Abs. 1 erster Satz und 844 Abs.2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2017 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.*

16. § 44 Abs. 2 lautet:

»(2) Bei der dem Inkrafttreten der Novelle BGBI. | Nr. 108/2017 folgenden Bestellung der Mitglie-
der der Regulierungskommission betrégt die Funktionsperiode einmalig sechs Jahre.*

17.In 820 Abs. 3 wird in Z 3 nach dem Ausdruck ,,des Osterreiqhischep Gemeindebundes* der Ausdruck
,» des Vereins Erneuerbare Energie Osterreich, des Vereins ,,OKOBURO - Allianz der Umweltbewe-
gung®“ eingefugt.

Artikel 5
Anderung des KWK-Punkte-Gesetzes

Das Bundesgesetz, mit dem der Betrieb von bestehenden hocheffizienten KWK-Anlagen (ber
KWK-Punkte gesichert wird (KWK-Punkte-Gesetz — KPG), BGBI. | Nr. 72/2014, wird wie folgt gedn-
dert:

1. Die Gliederungsbezeichnung ,,2. Teil* samt Uberschrift ,,KWK-Branchenorganisation und Branchen-
regeln® entfallt.

2. § 6 Abs. 1 samt Uberschrift entfallt.
3. (Verfassungsbestimmung) § 6 Abs. 2 entfallt.
4., (Verfassungshestimmung) § 7 samt Uberschrift entfallt.

5. (Verfassungsbestimmung) In § 20 Abs. 2 entfallt der Ausdruck ,,, 8 6 Abs. 2, § 7 und § 20 Abs. 2.

Artikel 6

Bundesgesetz, mit dem zuséatzliche Mittel aus dem von der Energie-Control Austria ver-
walteten Sondervermdogen bereit gestellt werden

8§ 1. Von dem von der Energie-Control Austria verwalteten Sondervermdgen, bestehend aus
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1. dem Restbetrag des gemal’ § 8 des KWK-Gesetzes, BGBI. | Nr. 111/2008, bis Ende 2010 fiir den
Kostenersatz fiir bestehende und modernisierte KWK-Anlagen vorgesehenen Sondervermdégens
und

2. dem Restbetrag des Sondervermdgens, das gemaR § 69 schafts- und -organisationsgesetz 2010,
BGBI. I Nr. 143/1998, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 112/2008, zur Abdeckung
von Erlésminderungen, die infolge der Marktoffnung entstanden sind (,,stranded costs®), ver-
wendet wurde,

sind 23 Millionen Euro bis spatestens 1. August 2017 und weitere 10 Millionen Euro bis spatestens
1. November 2017 an den Bund zu Gberweisen.

8 2. (1) Die gemdR § 1 uiberwiesenen Mittel sind ausschlielich wie folgt zu verwenden:

1. 23 Millionen Euro sind fur Férderungen auf Grund des Warme- und Kalteleitungsausbaugeset-
zes, BGBI. | Nr. 113/2008, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 72/2014, zu verwen-
den;

2.5 Millionen Euro sind flr Forderungen auf Grund des KMU-Fdrderungsgesetzes, BGBI.
Nr. 432/1996, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 40/2014 fir die Einrichtung von
Energiemanagementsystemen in Unternehmen mit weniger als 250 Mitarbeitern zu verwenden;

3. 5 Millionen Euro sind fir Férderungen auf Grund des Forschungs- und Technologieférderungs-
gesetzes, BGBI. Nr. 434/1982, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 110/2015, die
vom Bundesminister flr Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie gewahrt werden, fir den Einsatz von
erneuerbaren Energietrdgern sowie von Speicher- und Energieeffizienztechnologien zu verwen-
den, wobei Energieeffizienztechnologien, die auf fossilen Energietrdgern basieren, ausgenommen
sind.

(2) Die lbrigen Mittel des Sondervermdgens geméall Abs. 1 sind von der Energie-Control Austria als
Anzahlung fiir kiinftige Aufwendungen gemdR § 5 Abs. 4 Energie-Control-Gesetz, BGBI. | Nr. 110/2010,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 174/2013, zu verwenden.

§ 3. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

8 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister fur Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft betraut.

Van der Bellen

Kern
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	12. (Grundsatzbestimmung) § 7 Abs. 1 Z 83 lautet:
	13. (Grundsatzbestimmung) Nach § 7 Abs. 1 Z 83 wird folgende Z 83a eingefügt:
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	Artikel 3
	Änderung des Gaswirtschaftsgesetzes 2011
	1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 85: „§ 85. Ernennung“.
	2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 86: „§ 86. Voraussetzungen der Ernennung“.
	3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 170 folgender Eintrag eingefügt: „§ 170a. Übergangsbestimmung zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 108/2017“.
	4. § 30 Abs. 3 lautet:
	5. Die §§ 85 und 86 samt Überschrift lauten:
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	12. § 159 Abs. 2 lautet:
	13. § 159 Abs. 3 entfällt.
	14. § 164 Abs. 1 lautet:
	15. Dem § 169 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt:
	16. Nach § 170 wird folgender § 170a samt Überschrift eingefügt:
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	8. (Verfassungsbestimmung) In § 21 Abs. 1 wird in den Z 8 und Z 9 nach dem Wort „Leitlinien“ jeweils die Wortfolge „und Netzkodizes“ eingefügt.
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